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37. Sigung des Abgeordnetenhauſes vom 15. Januar. 
u uhr. Am Miniſtertiſch Graf zu Eulenburg, Bitter und Lucius. 
Die erſte Berathung der Verwaltungsreformgeſetze wird fortgeſetzt. 
lan Abg. Weyrauch (Rafiel, comferbativ); Auch bei Annahme der Vor: 
Mien werden die provinziellen Eigenthümlichkeiten geſchont, welche der Abg. 
Oranborſt durch ſie gefährdet glaubt. Durch den zeitweiligen Erſatz der 
W 1 der Selbſtverwaltung durch die Staatsbehörden in den Provinzen, 
lade die Kreis⸗ und Provinzialordnung noch nicht haben, werden die be⸗ 
Abeaden Rechtszuſtände in denſelben nicht verkümmert: bei uns bleibt 
Fi bis dahin beim Alten, während in den öftlihen Provinzen weſentliche 
ebeſſerungen eingeführt werden ſollen. Es war für den Miniſter un: 
mäflich, alle einſchlagenden Geſetze in einer Seſſion vorzulegen. Jedenfalls 
wake es aber ohne ſchwere Schädigung des Staatsintereſſes nicht möglich, 
ſwachſt nur die Kreisordnung in den weſtlichen und neuen Provinzen ein⸗ 
hren. Die bezüglichen Ausführungen des Miniſters ſind nicht wider⸗ 
worden, Windthorſt ſelbſt hat die Erledigung aller Vorlagen in einer 
fon für unmöglich erklärt. Die Mehrzahl der Conſervativen bält den 
eichlagenen Weg für den einzigen beſchreitbaren, vorausgeſetzt, daß die 
Manitation der Selbſtverwaltung ſich unmittelbar anſchließt. Es iſt da⸗ 
nicht nötbig, die Kreisordnung fo, wie fie in den öſtlichen Provinzen 
ih auf den Weiten zu übertragen. In Heſſen⸗Naſſau wenigſtens giebt es 
ſchon Elemente der Communalverwaltung, welche die Functionen der 
Slbſtverwaltungsorgane ſebr wohl übernehmen können; man kann alſo 
diefe Organe aus den gegebenen Inſtitutionen F laſſen, ohne 
eine grundſaätzliche Aenderung vorzunehmen. Bei uns gebt die Gemeinde⸗ 
Vertretung aus Wahlen hervor, ſie wählt den Bürgermeiſter, der die Orts⸗ 
polizei ausübt und ein Hilfsbeamter der Staatsgewalt iſt; fein Amt iſt 
otdem weſentlich Ehrenamt, weil das Gehalt kaum die baaren Auslagen 
deckt; es besteht eine aus den Vertretern des Großgrundbeſitzes, der Städte 
nd des platten Landes we e te Kreisvertretung und je ein Com⸗ 
munallandtag für Heſſen und für Naſſau, deſſen Ausſchuß ähnliche Befug⸗ 
iſſe wie der Provinzialausſchuß hat. Ein Bedürfniß zu einer fundamen⸗ 
lalen Aenderung dieser lieb gewordenen Inſtitutionen iſt nicht vorhanden. 
enſo wenig ift nothwendig, die drei Communalkörper: Heſſen, Naſſau 
nd die Stadt Frankfurt, welche jetzt unter einem Oberpräſidium zuſammen⸗ 
gelegt ſind, zu einem Provinzialverbande zu verſchmelzen. 
Abg. Rickert; Die günſtige Wendung der Verhandlungen nach der 
Richtung der Vorlagen hin kann den Kenner der Temperatur in den ver⸗ 
ſchiedenen Theilen des Hauſes wobl überraſchen. Anfangs ſchien die com: 
ſervative Partei die unbefangene Stellung der unſrigen nicht zu theilen 
und zu einer ernſten Inangriffnahme dieſer Geſetzentwürfe noch in dieſer 
Seſſion nicht geneigt. Die Fortſchrittspartei hat durch den Abg. Richter 
erklärt, es entſpree dem liberalen Intereſſe ſchon jetzt ein Eingehen abzu⸗ 
lehnen. Dies iſt nicht meine Meinung. Die Fortſchrittspartei will unter 
den gegenwärtigen Umſtänden an der vorliegenden organiſchen Geſetzgebung 
nicht weiter arbeiten, ſondern nur das in zehn Jahren Exrungene ber: 
theidigen, bis eine der liberalen Sache güuftiane Zeit mit beſſerer Ausſicht 
auf Erfolg den nolbwendigen Abſchluß der Gefetzgebung geſtattet. Wie 
ann man aber, wenn man dieſe Nothwendigkeit anerkennt, die auch das 
and empfindet, jagen: wir wollen warten, bis eine liberale Majorität da 
ft und die Geſetzgebung ſich nach unſeren Wünſchen geſtaltet? Stehen die 
iberalen denn heute anders im Hauſe als 1869, ja als 1871—722 Im 
Jahre 1869 waren fie nicht ſo ſtark wie heute; gleichwohl war die Conferenz, 
die der damalige Miniſter des Innern einberief, welche die Grundlagen 
ſchuf, wie ſie jezt vor uns liegen und auch damals durch einen Compromiß 
abgeſchloſſen wurden, aus allen Parteien zuſammengeſetzt. Die Liberalen 
verlangten damals und bei allen fpäteren Geſetzen, daß mit der Land: 
Gemeinde⸗Ordnung der Anfang gemacht werde und ich habe bei den Com⸗ 
petenzgeſetzen größere Schmerzen gehabt, als der Abg. Hänel. Aber ich 
Abftimmung von damals nicht; trotz aller Mängel der Ber: 
waltungsgeſetze bin ich ſtolz auf meine Mitarbeiterſchaft an denſelben, an 
einem Werke, das Jahrhunderte lang die Pfeiler unſeres Staatsorganismus 
bilden wird. Lasker, der hoffentlich bald wieder in unſerer Mitte erſcheint, 
bat es oft ausgeſprochen, daß es ſich hier nicht um Partei⸗, ſondern um 


Wir haben ſo gut wie die Fortſchrittspartei gewußt, daß die Kreis⸗ 
ordnung zunächſt die Macht der conſervativen Parteien vermehreu wird 
(Unruhe rechts) und trotzdem für fie geſtimmt, weil ſie nothwendig war. 
Wie kann man alſo jetzt ſagen; Wir haben nicht die Majorität, alſo können 
wir das Geſetz nicht annehmen! Wir werden gewiß gegen die Reaction, 
namentlich auf dem Gebiete der Kirche und Schule, Schulter an Schulter 
zu kämpfen haben, aber dieſe Stellung der Abwehr hindert nicht, daß wir 


auf einem Gebiete, das den Partei⸗Intereſſen entzogen iſt, willig unſere 


— 


Mitarbeiterſchaft zuſagen und die Kraft des liberalen Gedankens zur Geltung 
zu bringen fuchen. Herr Richter hat geſtern die Zeit der Provinzialordnung 
in Erinnerung gebracht; ich muß ihm in's Gedächtniß rufen, daß von ſeiner 
Partei 35 Mitglieder für die Provinzialordnung geſtimmmt haben und nur 
g naßegen, 12 Mitglieder fehlten bei der Abſtimmung. Als nun die Pro: 
vinzialordnung aus dem Herkenhauſe nicht weſentlich berändert zu uns er 
rüdtem, wofür ich mich auf die Autorität des Abgeordneten Hanel berufen 
kann, ſo haben wir für dieſelbe geftimmt, und ich möchte conſtatiren, daß 
von der Foriſchrittspartei nicht 3, ſonder 12 Mitglieder unter Führung des 
Abg. Hanel für dieſelbe ſimmten. Wir thun gu dieſes Ablehnen der Ver⸗ 
antwortung für das, was in den letzten 10 Jahren geſcheben iſt, nicht zu 
weit zu treiben. Bedauert habe ich es, daß eine Anzahl conſervativer 
Manner vor den Wahlen, obgleich ſie das Werk doch mitgemacht baben, ſo 
thaten, als wären ſie gar nicht dabei geweſen und als ob es ſich um ganz 
lechte Geſetze handle, für die allein der Liberalismus verantwortlich fei- 
Eigenthumlich war es mir, daß Herr d. Mever⸗Arnswalde feine Geiſtesver⸗ 
wandiſchaft mit dem Freiherrn b. Stein bier zu bocumentiren ſuchte. Ich 
000 6 eine Rede kann ihren Urſprung aus der Geſetzgebung des Jahres 
nicht ableiten. 5 
Der Freiherr v. Stein war damals der Anführer der liberalen „Geſell⸗ 
ſchaft“, der wir ja im Grunde genommen die heutige Geſetzgebung ver⸗ 
danken. Die Kreisordnung ift lediglich eine Conſequenz der Geſetzgebung 
don 1808, und ich denke, wir können glücklich fein, daß wir endli dieſe 
undamente in Sicherheit gebracht haben. An Verſuchen, jene Grund: 
mien der Geſetzgebung von 1808 auszulöſchen, bat es ja nicht gefehlt, zum 
egen des Vaterlandes ſind ſie aber erhalten geblieben, und ſo wird es 
duch mit der Kreisordnung und den übrigen Verwaltungsgeſetzen fein, mag 
Ran auch Einzelnes daran ändern. Der Abg. von Rauchbaupt hat ber 
Kauptet, daß bei den Wablen aus der ſogenannten liberalen Geiebarbung 
apital geſchlagen worden fei. Ich babe bier einen conſervativen Wahl- 
Aufruf zur Hand, in welchem unter Anderem geſagt wird, die Liberalen 
Vätten die Öejepentwüre in einer Weiſe verändert, daß der Wohlſtand und 
e Sittlichkeit des Voltes untergraben werde. (Hört, hört! Heiterkeit.) In 
nlicher Weiſe geht es darin weiter, und ſolche Aufrufe find in den Der: 
hmmlungen der conſervativen Wahlcomites entſprechend erlautert worden. 
is find allerdings auch Reden in einem anderen Tone gehalten worden, 
u denen ſich wirkliche conſervative Politik ausſprach, mit der ſich rechten 
läßt. So hat Herr von Brauchitſch ſich auf den Boden geſtellt, den wir 
Ale feſtzuhalten verpflichtet find, von Gehäſſigkeit war in feiner Rede nichts 
iu fpüren, in der auch nicht lediglich der Geſezgebung die Schuld an Allem 
iugeſchrieben wird, was man ſelbſt mitgemacht bat. Iſt es nicht für uns 
eine Genugthuung, daß der Herr Miniſter, der doch mit Recht für einen 
ervorragenden Führer der conſervativen Partei gilt, in ſeiner Vorlage die 
rundlagen unſerer früheren Geſetzgebung ganz entſchieden feitbält und fo: 
per die Verwaltungsgerichte vertheidigt. Mag auch der Herr Minifter von 
einem heutigen Standpunkt aus Aenderungen vorgenommen baben, die 
uns nicht gelällen, fo wollen wir uns bemühen, dieſe Aenderungen na! 
unſeren Gedanken zu beſeitigen. Gelingt es uns nicht, fo trifft uns kein 
Vorwurf, kein Menſch kann gegen ſeine Kräfte . 
Meine Herren, ich bitte Sie alſo, laſſen Sie uns nicht muthlos werden. 
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Einundſechszigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Haben Sie Vertrauen zu dem liberalen Gedanken, den wir trotz allen 
Widerſtrebens hier ſchon in Sicherheit gebracht haben. Bezüglich der Ueber⸗ 
gangsbeſtimmungen iſt die Majorität darüber einig, daß ſie nicht ſo ange⸗ 
nommen werden können, wie fie die Regierung vorgelegt hat. Der bis⸗ 
berige Gang der Selbſtverwaltungsgeſetze in Preußen und die mit Ver⸗ 
ſprechungen vom Miniſtertiſche aus gemachten Erfahrungen müſſen uns 
nicht mißtrauiſch, aber vorſichtig machen. Es exiſtirt ferner ein Einver⸗ 
ſtändniß darüber, daß in Bezug auf die Stellung der Städte nichts geän⸗ 
dert werden fol. Was die Organiſation der Landesverwaltung anbetrifft, 
ſo glaube ich, daß der Bezirk und die Provinz mit einer Organiſation des 
Beamtenthums des Guten zu viel iſt und eine Nothwendigkeit, beide In⸗ 
ſtanzen auszubauen, im Staatsintereſſe nicht vorliegt; nicht als könnte ein 
Staat mit einer ſo centraliſirten Kraft, wie der preußiſche, dadurch gefährdet 
werden, daß man 11 Provinzialkörper mit möglichſt ſtarker amtlicher und 
centraler Organiſation herſtellt; aber es kann, wie verſchiedene Kreiſe bes 
fürchten, daraus die Stärkung des preußiſchen Particularismus reſultiren. 
für meinen Theil befürchte keine Uebermacht, ſondern eher eine 
chwächung der Provinz zu Gunſten der Bezirke. Auch im Punkte der 
Vereinfachung und der Koſtenerſparniß giebt man ſich bei der neuen Orga⸗ 
niſation einer Täuſchung hin. Mir ſchiene die Frage angezeigt, ob, wenn 
der Bezirk beibehalten werden ſoll, nicht mit der Provinz in ſtaatlicher Be⸗ 
ziehung ein Ende gemacht werden kann; für durchführbar balte ich das 
ganz entſchieden. Sollten aber 1115 und Provinz beibehalten werden, fo 
möchte ich die Schulcollegien, die landwirthſchaftlichen und die Steuercolle⸗ 
gien nach der Provinz verlegt 1 5 Den Wünſchen der Herren Windt⸗ 
horſt und von Bennigſen bezüglich der hannöverſchen Landdroſteien werde 
ich aus Reſpeet vor den ihnen liebgewordenen Einrichtungen mich fügen, 
bitte aber um die kleine Gegenleiſtung, daß auch der Weiten unſerem öſt⸗ 
lichen Particularismus einige Berückſichtigung zu Theil werden laſſe. 

Die vom Herrn Miniſter geſtern zu Gunſten der Aufrechterhaltung der 
Verwaltungsgerichte entwickelten Gründe halte ich für ſtichhaltig und hoffe, 
daß ſchließlich auch Herr v. Bennigſen mit uns dafür ſtimmen wird. Die 
im Hauſe und im Lande lautgewordenen Hauptbeſchwerden über die Selbſt⸗ 
verwaltungsorganiſation ſcheinen mir den Koſtenpunkt und die zu große 
Complicirtheit des ganzen Apparats zu ſein. Dieſer ſoll ja jetzt inſofern 
vereinfacht werden, als die Regierungsabtheilung des Innern vereinfacht 
werden ſoll. Die Klagen über die Regierung trafen meiner Anſicht nach 
mit größerem Rechte den ſchleppenden Geſchäftsgang als die Inſtitution 
ſelbſt. Eine bedeutende Verringerung des Etats wird durch die neue Or⸗ 
e ſchwerlich erreicht werden, wenn auch durch die Auflöſung der 

egierungsabtheilung des Innern einige Stellen geſpart werden. 
fürchte nur, fie werden nachher dem Oberpraſidenten wieder zugelegt werden 
müſſen. Geſtatten Sie mir noch einige Worte über die Ark der jetzigen 
a Der ſonſt ſo maßvolle und ruhige Herr v. Heereman hat 
wieder den Deutſchen Verein aufs Tapet gebracht und die unerwieſene Be⸗ 
auptung bon Spionage u. |. w. 5 Ich bitte recht ſehr, dieſe 

inge endlich aus der Discuſſion auszuſcheiden und namentlich Herrn von 
Sybel nicht immer damit in Verbindung zu bringen. Derſelbe Herr von 
Heereman hat mir vorgeworfen, ich hätte kein Herz für die Beſchwerden des 
Centrums und hat meine Ausführungen über den Poſener Fall neulich zur 
poſitiven Grundlage für dieſen Vorwurf machen zu können geglaubt. Ich 
verdiene dieſen Vorwurf um ſo weniger, als ich niemals Culturkämpfer 
in Ihrem Sinne geweſen bin. babe den Culturkampf immer als ein 
Uebel betrachtet, allerdings als ein nothwendiges. (Heiterkeit) Wenn Sie 
fi über die Ihnen paſſirenden Verfolgungen beklagen und darin fi mit 
der wirklich widerlichen Judenhetze vergleichen, vergeſſen Sie, daß wir weiter 
nichts von Ihnen verlangen, als daß Sie rite zu Stande gekommene 
Staatsgeſetze reſpectiren. Thun Sie das, dann läßt ſich vielleicht über eine 
Abänderung in dieſem oder jenem Punkte reden. 5 

Es iſt das daſſelbe, was Ihnen Miniſter Falk, der jetzt unter uns ſitzt, 
oft genug geſagt hat. Dieſer Mann verdient die ſchweren Angriffe in der 
That nicht, die Sie gegen ihn ſchleudern. Es wird eine Zeit kommen, wo 
er gerechtfertigt daſteben wird, wo man ihm Dank wiſſen wird, daß er das 
Staatsprineip hochgehalten bat. (Unruhe.) Reſpectiren Sie dieſe Geſetze 
erſt .. . (Rufe aus dem Centrum: Nein!) Dann haben Sie allerdings 
nicht den Boden unter den Füßen, den die Verfaſſung von jedem Staats⸗ 
bürger verlangt. (Ruf: Zur Sache!) Wenn Sie mich provoziren, ſo kön⸗ 
nen Sie es mir nicht verdenken, wenn ich Ihnen antworte. Sie können 
ih darauf verlaſſen, daß es nicht Gehäſſigkeit gegen Sie iſt und daß wir 
überall für Sie eintreten werden, wo wir eine Vergewaltigung gegen die 
Geſetze erkennen. Sollte das nicht der Fall ſein, dann, bitte, nehmen Sie 
uns beim Wort. Herr v. Rauchbaupt ſowohl wie der Herr Miniſter haben 
der Behauptung widerſprochen, daß die Beamten nicht mit freudigem 
Herzen bei der Durchführung der Selbſtperwaltungsgeſetze thätig ſeien. 
Nach den Thatſachen, denen gegenüber wir doch nicht blind ſind, müſſen 
wir trotzdem bei der Anſicht beharren, daß die Einführung der neuen Ge⸗ 
ſetze durch den Widerwillen eines Theils der Beamten weſentlich erſchwert 
worden iſt. Die Urtheile über die Selbſtverwaltung gehen auch auf con⸗ 
ſervativer Seite ſehr auseinander. Wenn Herr von Minnigerode die 
Urtheile des Herrn von Wedell⸗Piesdorf über die Kreisordnung mit denen 
des Abg. von Meyer⸗Arnswalde vergleicht, fo findet er, daß es in feiner 
Fraction mehrere Flügel giebt und daß er Urſache hat, den rechten und 
linken Flügel der nationalliberalen Partei auf ſich beruhen zu laſſen. Herr 
von Meyer glaubt, die Kreisordnung habe den Landrath vollſtändig ver⸗ 
nichtet, und Herr von Wedell⸗Piesdorf kommt zu dem Reſultat, die Land⸗ 
rätbe ſeien nach der jetzigen Kreisordnung unabhängiger und daher ein: 
flußreicher geworden. Wer hat nun recht, meine Herren? Nach meinem 
Gefühl möchte ich ſagen, der Abg. v. Meyer, dieſer repräfentirt die Stim⸗ 
mung der conſervativen Partei im Lande, Herr von Wedell repräſentirt 
den Parlamentarier, der ſich den Staatsintereſſen nicht entziehen kann, 
wenn er die Schwelle dieſes Hauſes betritt. K f 

Abg. v. Meyer vertritt leider jene conſervative Strömung, die ſich rück⸗ 
läufig nicht nur auf dem Gebiete der Schule und Kirche, ſondern auch auf 
dem der Selbstverwaltung geltend macht. Entgegen der Anſicht des Abg. 
von Meyer iſt auch hier schon zugegeben worden, daß die neue Organiſation, 
namentlich die Kreisordnung, ſich auf das Vortrefflichſte bewährt haben, 
wie auch der 13 des jepigen Miniſters wiederholt beſtätigt hat. Es 
erwächſt dabei uns Allen ohne Ausnahme die Verpflichtung, die Fortführung 
dieſer Organiſation weiter zu unterftühen und der Mißſtimmung im Lande 
über die ewigen Neuerungen entgegen zu treten. Meine Herren, ein 
deutſches Reich wird nicht alle zehn Jahre errichtet werden, und daß die 
enormen Organiſationsarbeiten in Deutſchland und Preußen zuſammen⸗ 
fielen, das war für die Geſetze ein Unglück, da man vielleicht dem Lande 
zu viel auferlegte. Es war aber ein Glück, daß der hohe Gedanke des 
nationalen Aufſchwungs ſich auch auf die Gelbitvermaltungsgeiege in 
Preußen übertrug, daß der Gedanke an Stein⸗ Hardenberg auch in ihnen 
zum Ausdruck kam. Wir alle müſſen dieſe Geſetze als ein Kleinod betrachten, 
das uns allen theuer ift: Sie fo gut auf jener (rechten) Seite wie wir. 
Haben Sie denn nicht in der conſervativen Partei die Vortheile davon⸗ 
getragen? Sind es nicht 117 Parteigenoſſen, die in der Regierung und in 
der Verwaltung ſitzen? Haben die Liberalen jemals Antheil an der Aus: 
führung dieſer Geſetze gehabt? Haben Sie noch nicht genug daran, wenn 
wir ſelbſtgenügſam mitarbeiten zum Woble des Vaterlandes? Nun helfen 
Sie uns wenigſtens jenen Geiſt des Mißmuths und der Indolenz, der ſich 
im Lande breit macht, niederzubrüden und an das Land die Forderung zu 
ftellen, daß dieſe großen Geſetze in dem Geiſte durchgeführt werden müſſen, 
in welchem ſie gegeben ſind. Wenn die Arbeiten dieſer Seſſion auf dieſem 
Wege fortgehen, dann werden ſie für das Land ein Segen und für alle 
Parteien eine Genugthuung ſein. (Beifall.) 

Abg. Tiedemann: Der Warnung des Abg. v. Bennigſen, die Partei⸗ 
leidenſchaft nicht in die Debatte bineinzuziehen, hat nur der Abg. v. Heere⸗ 
man nicht 00 gegeben, ſondern einen Excurs auf das Gebiet des Cultur⸗ 


ch kampfes gemacht, der ihn vielleicht weiter geführt hat, als er urſprünglich 


beabſichtigte. Der ſtenographiſche Bericht ſeines Vortrags liegt noch nicht 
vor, a. ich citire einſtweilen nach der „Oldenbergſchen e le 
(Der Redner verlieſt einige Kraftſtellen aus der Rede b. Heeremans, welche 


ch] den 


wicht. 


Freitag, den 16. Januar 1880. 


das Centrum aufs Neue mit Zeichen der Zuſtimmung begleitet.) Wenn 
ſolche Aeußerungen in den kleinen Vorpoſtengefechten, 3. B. beim Etat, von 
einzelnen Heißſpornen der Partei fallen, ſo legt man ibnen keine hohe Be⸗ 
deutung bei, denn Uebertreiben gehört zum Handwerk. Wenn aber der 
Abg. v. Heereman, deſſen ſtaatsmänniſche Haltung wir ſtets geſchätzt haben, 
ſich zu ſolchen Auslaſſungen verſtebt, ſo muß er damit einen Eindruck je 
machen beabſichtigen. Dieſen Erfolg hat er auf unferer Seite gebabt. 
Wir kamen mit den verſöhnlichſten Abſichten gegen das Centrum in das 
Haus; ich ſelbſt hatte gehofft, daß die guten Beziehungen zwiſchen der Re⸗ 
ierung und dem Centrum, die im Reichstage angebahnt wurden, ſich im 

andtage fortpflanzen würden. Ich weiß nicht, welche Ziele die Herren ver⸗ 
folgen. Wenn aber ſolche Kriegserklärungen erlaſſen werden, eine ſolche 
Kampfesluſt im Centrum ſich kundgiebt, dann dürfen Sie ſich nicht wun⸗ 
dern, daß unſere Verſöhnlichkeit im Begriff iſt, auf den Gefrierpunkt hinab⸗ 
zuſinken, und die Frage aufgeworfen wird, ob nicht vielleicht die Regierung 
zu milde und maßvoll in der Anwendung der Geſetze iſt. 

Der Abg. Richter hat den Abg. Miquel als Vater der Provinzialord⸗ 
nung aufgerufen, um ſein Kind gegen den Abg. v. Bennigſen zu verthei⸗ 
digen, ich glaube, der Abg. Miquel ſelbſt würde die Vaterſchaft in dieſem 
Sinne von ſich ablehnen. Hat denn irgend einer unter uns im 
Jabre 1875 gewußt, wie dieſe Geſetze ſich in der Praxis bewähren würden? 
(Abg. Richter: O ja!) Waren ſie nicht für uns Alle ein Sprung ins 
Dunkle? Die Prophezeiungen des Abg. Richter ſind auch nicht eingetroffen. 
Wir ließen uns von einem gewiſſermaßen kindlichen Vergnügen an Di⸗ 
ſtinctionen leiten, die in der Wiſſenſchaft wohl am Platze ſind, aber in pie 
Praxis ſtatt Klarheit Confufion brachten. Meine Fraction hat allerdings 
ſchon damals in der Commiſſion die Vereinigung des Bezirksraths und des 
Verwaltungsgerichts verlangt, fo die Herren b. Wintzingerode und von Kar⸗ 
dorff; wir bielten Vereinfachung des Verfahrens für die Hauptſache. Der 
Abg. Richter ſuchte ferner die biſtoriſche Wiſſenſchaft durch einige Enthüllun⸗ 
gen über den Einfluß des Fürſten Bismarck auf das Stocken der Geſetz⸗ 
gebung und Scheitern der Städteordnung zu bereichern; ich bin ja parla⸗ 
mentariſch verpflichtet, den höchſten Reſpect vor feiner Glaubwürdigkeit zu 
begen, Sie müſſen mir aber hier 1 8 kleine Skrupeln geſtatten. Ich 
glaube die Quelle, aus welcher der Abg. Richter dieſe Darſtellung ſchöpfte, 
war keine ſehr reine; die ganze Darſtellung machte, muſikaliſch bezeichnet, 
den Eindruck einer freien Phantaſie nach vorhandenen Motiven. (Heiter⸗ 
keit.) Ich war ſehr frappirt zu hören, daß die Liberalen jetzt jür die Stadt⸗ 
communen ſo ſtandhaft eine Ausnahmeſtellung zur Kreisverwaltung ver⸗ 
ait ich glaubte immer, eine Hauptforderung des Liberalismus ſeit un⸗ 
lichen Zeiten ſei: Kein privilegirter Gerichtsſtand! 

So lange die Vertreter der Städte im Kreisausſchuſſe eine ſo domi⸗ 
nirende Stellung in den Kreisausſchüſſen einnehmen, müſſen die Städte es 
ſich auch gefallen laſſen, von dem Kreisausſchuß Recht zu nehmen. In 
der Rheinprovinz würde eine ſolche Ausnahme zu den größten Anomalien 
führen, da bier die Stadt: und Landgemeinden ſich oft fo ähnlich ſehen, 
wie ein Ei dem andern. Der Abg. Windtborſt iſt entſchieden gegen die 
Aufhebung des Collegialſyſtems; er beſchränkt die Frage aber nur aa die 
Abtheilung des Innern, wie fie jetzt beſteht. Ich wünſche die Aufhebung 
der Collegialverfaſſung und zwar auch bei der Abtheilung für Schulen. 
Die Collegialverfaſſung paßte für eine Zeit, wo wir noch keine Verfaſſung, 
keine verantwortlichen Miniſter in dem Sinne, wie wir fie jetzt haben und 
noch keine Selbſtverwaltung beſaßen. Je größer die Anforderungen des 
ſocialen Lebens an die Staatsbebörden find, um fo wünſchenswerther iſt 
es, daß fie raſch, entſchieden und mit concentrirter Kraft arbeiten. Dann 
müſſen aber die Hauptträger der Thätigkeit verantwortlich ſein gegenüber 
der Krone, ihren Vorgeſetzten und dem Publikum. (Abg. Windthorſt: Das 
find fie ja jetzt alle!) Jetzt iſt Niemand verantwortlich, die Regierungen 
arbeiten anonym und es wird vielfach als Uebelſtand empfunden, daß das 
myſtiſche Dunkel, welches um die Thätigkeit eines Decernenten verbreitet 
iſt, vou draußen nicht zu durchdringen iſt. In den Abtheilungen für 
Schule und Steuerweſen wird bäufig ein Reſſortpatriotismus entwickelt, der 
ſchließlich dazu führt, daß man die Gemeinden in Schulangelegenheiten bis 
zur Erſchöpfung anſpannt (Sehr richtig! rechts) und die Steuerkraft des 
Einzelnen bis zum een Maximum binaufſchraubt. Dieſe verſchiedenen 
Intereſſen muß der Präſident durch feine alles überragende Thätigkeit ver⸗ 
mitteln. Man fürchtet, es würden dem Präſidenten, wenn er die Geſchäfte 
allein verantwortlich leiten ſoll, zu viel Geſchäfte aufgepackt. 

ch weiß nicht, ob der Geſchäftsumfang eines Regierungspräſidenten 
ſehr viel größer würde als der eines preußiſchen Miniſters, der doch in 
ſeinem Reſſort auch Alles allein verantwortlich leitet. „Es wächſt der Menſch 
mit feinen größern Zwecken“; machen Sie den Präſidenten allein verant⸗ 
wortlich, und er wird eine ganz andere Luſt, Spannkraft und Schneidigkeit 
bekommen, als er jetzt hat. Man ſieht in der Aufhebung des Collegial⸗ 
verhältniſſes eine Degradation der früheren Mitglieder des Collegiums. Ich 
weiß nicht, ob es richtig iſt, zwei Kategorien von Beamten zu ſchaffen, colle⸗ 
gialiſche und nichtcollegialiſche; aber degradirt find die Letzteren Riu nicht. 
Niemals hat man die Ernennung zum vortragenden Rath im Miniſterium 
als eine Degradation angeſehen, und dieſelbe Stellung ſollen nach meiner 
Anſicht die Räthe bei den Regierungen einnehmen. Wir haben jetzt auch 
nicht wirkliche Collegialität; nach der Cabinetsordre von 1825 erfolgt die 
Abſtimmung in den Abtheilungen nach der Majorität; wenn aber der 
Ober⸗Regierungsrath anderer Meinung iſt als die übrigen, fo kann er 
ihren e ſuspendiren und die Entſcheidung des Präſidenten herbei⸗ 
führen. Auf dieſen und fein Verhältniß zum Ober⸗Regierun srath kommt 
es alſo hauptſächlich an. — Der Abg. Rickert meint, es ſei nur der jetzige 
uſtand möglichſt aufrecht zu erbalten und im liberalen Sinne auszubauen. 
eine Partei theilt dieſen Standpunkt nicht. Die Geſetze ſollen auf die 
weſtlichen Provinzen ausgedehnt werden; darauf legen wir das Hauptge⸗ 
Aber nicht nur im Intereſſe der weſtlichen, ſondern auch in dem des 
geſammten Landes liegt eine gründliche Reviſion jener Geſetze, und je mehr 
die Auswüchſe, welche durch die Ueberwucherung der Doctrin entſtanden 
ſind, beſeitigt werden, deſto freudiger werden wir an dem Werke mitarbeiten 
und hoffen, daß es gelingen werde. (Beifall.) 

Abg. Dr. Gneiſt: Die k. Staatsregierung hat mit dieſer Vorlage ihr 
egebenes Wort eingelöft: es wird die Aufgabe des Landtages fein, auch 
einerſeits die Hinderniſſe dieſer Geſetzgebung hinwegzuräumen und nament⸗ 
lich das Werk nicht mit Poſtulaten aufzuhalten, denen zu genügen un⸗ 
möglich iſt. Die hinderlichſte aller Einwendungen lautet: cite eine Lande 
gemeindeordnung! Die Replik darauf wird lauten müflen: wenn diesſeits 
der Elbe eine codificirte Landgemeindeordnung möglich wäre, würden wir 
fie ſchon ſeit 1808 erhalten haben. An gutem Willen und Einſicht dafür 
bat es in mehr als einem Zeitpunkt nicht gefehlt. Allein es ſteben dem 

unüberſteigliche Hinderniſſe entgegen. Es würde ſchwer fein, das Schema 
einer Dorfverfaſſung für die ganze Monarchie zu finden, wie Schulze, 
Schöppen und Gemeindevertretung die Angelegenheiten einer Landgemeinde 
zu führen baben. Auf die Verfaſſungsfrage folgt aber noch ein zweiter 
Abſchnitt über die Geſchäfte. Die benſchenber 8 bauen ſich 
erſt eine Verfaſſung auf, dann werden die Geſchäfte herangelaſſen, um ge⸗ 
bührend vertbeilt zu werden. „Erſt das Haus aufbauen, dann es wohnlich 
einrichten“, ſo lautet der für geiſtreich gehaltene Gedanke. Die Geſchäfte 
einer Dorfgemeinde werden gewöhnlich als bekannt porausgeſetzt. Orts⸗ 
polizei, Armenpflege, Steuereinſchätzung, Wege⸗ und Schulunterhaltung ꝛc. 
Das alles ſoll die Gemeinde möglichit ſelbſtſtändig und autonomiſch bes 
ſorgen in der guten alten Weiſe deutſcher Gemeindefreiheit. Allein die Welt 
iſt inzwiſchen eine andere geworden. An der Stelle, wo einſt eine ſtän⸗ 
diſche Autonomie ſtand, ſind Hunderte von Verwaltungsgeſetzen getreten, 
welche die wirklichen Bedürfniſſe unſers beutigen Lebens regeln. Was ſollte 
wohl aus unſerer Senden Geperbefreiheit, Polizei in allen Richtungen, 
aus unſeren Steuern, N Schulen werden, wenn alles das durch 
dreißigtauſend Gemeindebeſchlüſſe jeden Orts autonomiſch beſtimmt und ges 
handhabt würde. Da dies unmöglich iſt, fo ſchließt man mit dem Auf⸗ 
ſichtsparagraphen: die Gemeinde verwaltet ſelbſtſtändig unter Aufſicht 
der königlichen Behörden, die — um die geſetzliche Ordnung aufrecht zu er⸗ 
halten — in jeder Sache anders verfügen und anders beſtimmen mögen. 
Der Auſſichtsparagraph bebt nun aber die Selbſiſtändigkeit auf, um 


derentwillen die ganze Gemeindeordnung gegeben wird. Wir haben das 
zur Genüge erfahren, ſelbſt in den großen Städten nach der Städteordnung 
von 1808: je lleiner aber die Gemeinde, deſto widerſtandsloſer 1. 
ſie dem Auf Wee gerketh unter eine vollſtändige tutelle ad- 
ministrative, und die Verhältnſſe geftalten ſich weſentlich fo, wie fie in 
Frankreich geworden find. Sollen die Gemeinden ſelbftſtändig werden und 
doch die Verwaltungsgeſetze gelten, jo müflen wir ſtatt eines Aufſichtszpara⸗ 
graphen hunderte von Par graphen haben, und das find eben die Para⸗ 
graphen, welche durch die Kreisordnung, durch die neuen Reformgeſetze ein⸗ 
efügt worden ſind, um zu beſtimmen, in welchen Punkten, Materien, 
Caen nach welchen Grundſätzen die Aufſicht zu üben iſt von höheren 
tellen, in denen nicht blos die bureaukratiſche Lebensordnung waltet, 
ſondern auch die Anſchauungen des bürgerlichen Lebens. Die Gemeinde⸗ 
ordnungen haben aber noch einen dritten Abſchnitt von den Koſten, der 
die öffentliche Meinung am wenigſten intereſfirt. Der Koſtenpunkt kommt 
am Schluß und erledigt ſich mit ein Paar einfachen Sätzen. Nichts ein 
facher, als daß jeder Einwohner nach ſeinem Vermögen und Einkommen 
zu den Gemeindebedürfniſſen beiſteuert, daß dabei keine Beamtenprivilegien 
gelten, daß überhaupt keine Beborzugungen ſtattfinden. Wie kann man 
aber ſolche Geſetzesparagraphen beſchließen, ohne daran zu denken, daß die 
Laſtenvertheilung auf Gutsbezirke und Kleingemeinden im Oſten der Mo: 
narchie durchgreifende Regel iſt, daß die Durchſchnittslage der Gemeinden 
hier völlig verſchiedene corpora find, wie in der Rheinprovinz und über: 
wiegend in den weſtlichen Theilen, daß die große Mehrzahl dieſer Gemeinde⸗ 
körper in ihrer gegenwärtigen Zerſchneidung und Zerſtückelung die be⸗ 
ehenden Laſten mübſelig aufbringen, geſchweige denn die Laſten einer 
egevrdnung, Schulordnung, einer Armenpflege tragen können, fo wie fie 
durch die Freizügigkeit ſich mit jedem Jabre weiter geſtalten? Man glaubt 
das löſen zu können, man braucht ja nur zu ſagen: Die Yukon und 
leiſtungsunfäbigen Kleingemeinden haben ſich einer anderen „anzuſchließen.“ 
Die Ausführung baben die Behörden zu beſorgen. Allein es iſt dies 
einer der ſolgenreichſten Irrthümer unſerer Zeit, daß man heute noch wie 
in der ande e Zeit Staat und Gemeinden durch ſolche 
Dictate umgeſtalten könne. Les droits féodaux sont abolis, läßt ſich raſch 
beſchließen, aber heute nicht mehr ausführen. Die Aufhebung der Guts⸗ 
polizei, der patrimonialen Rechte, des Kirchenpatronats läßt ſich ziemlich 
einfach beſchließen. Anders verhält es ſich mit den patrimonialen Laſten, 


die ſeit 1808 bis heute das entſcheidende Hinderniß aller Reformen für das f ſt 


platte Land bilden, die ſeit zwei Menſchenaltern den eigentlichen Hinter⸗ 
grund unſeres Parteiſtreits, ja ſelbſt unſerer Parteibildungen darſtellen. 
Wie ſoll aber ein Geſetzparagraph dieſe Operation erzwingen, wo Laſten 
bei dem einen Theil auf dem Patrimonium liegen, bei dem anderen Theil 
unter die zeitigen Einwohner eines Dorfs nach ibrem Einkommen vertheilt 
find? Wie laſſen ſich dieſe völlig incommenſurablen Größen überleiten in 
ein Syſtem gemeinſamer Communalſteuern? Die Juriſten überlaſſen dies 
Problem bis heute den Volkswirthen, die Volkswirthe den Juriſten, und ſo 
entitehen die zeitigen Entwürfe und Novellen für die Communalſteuer⸗ 
geſetze. Wenn man die Geſetzgeber nur einmal bewegen könnte, etwa ein 
Dutzend Gemeindehaushaltsetats eines Dorfes und ein Dutzend Wirth: 
ſchaftsrechnungen von dem Großgrundbeſitz anzuſehen, fo würden fie ſich 
endlich überzeugen, daß zwei völlig incommenſurable Dinge durch einen 
Geſetzesparagraphen nicht zu einer Gemeindeordnung geſtaltet werden 
können. In der franzöſiſchen und weſtfäliſchen Geſetzgebung rn ſich 
dieſe Dinge wohl hinwegfegen mit ein paar Sätzen. Allein die Zeit des 
Hinwegfegens der Rechtsverhaͤltniſſe iſt längſt vorüber. Jene wegfegende 
Geſetzgebung entſtand in einer Zeit, wo die Gemeindelaſten noch Embryone 
waren, verglichen mit den heutigen, die auf 3—10fache geftiegen find. 

Wir werden uns endlich überzeugen müſſen, daß die Regelung der Com: 
munallaſten in den öſtlichen Provinzen eine förmliche Regulirung voraus⸗ 
ſetzt, die vielfach an das Verfahren unſerer Generalcommiſſionen erinnern 
und die praktiſch nicht ausführbar ſein wird, ohne daß der größere Theil 
der Staats⸗Grund⸗ und Gebäudeſteuer in die Brüche geht. it dieſe Re⸗ 
gulirung geſchehen, ſo wird eine Landgemeindeordnung für die Monarchie 
zu den leichteren Arbeiten des Landtages gehören und viel gewiſſer in 
einer Seſſion zu Stande kommen, als die gegenwärtige Geſetzesvorlage. 
Diefe Lage der Sache hat in zwingender Weile den ganzen Gang unferer 
Reformgeſetzgebung beſtimmt. Wir haben uns nach den erſten Anläufen 
zur Kreisordnung überzeugen müſſen, daß kein Schritt weiter zu kommen 
war, wenn wir mit einer Neuregelung der Gemeindelaſten anfingen, die 
doch das Weſen einer Landgemeindeordnung ausmacht. Um einen oder 
zwei Schritte vorwärts zu kommen, mußte man die Reform an dem Punkt 
beginnen, der zugänglich war, alſo die Kreisordnung beſchränken auf die 
am meiſten zurückgebliebene obrigkeitliche Verwaltung des platten Landes 
und auf diejenigen Theile der Dorfordnung, die nicht mit der Vertheilung 
der Communallaſten in unmittelbarem Zuſammenhang ſtehen. Ob dieſe 
Kreisordnung die ihr geſtellte Aufgabe wirklich erfüllt hat, läßt ſich innig 
nur beurtheilen, wenn man die praktiſchen Aufgaben Schritt für Schritt im 
Auge behält, denen ſie abhelfen mußte. Iſt es nicht gelungen, mehr als 
10,000 Patrimonialpolizeiſtellen zu befeitigen, deren Wegſchaffung trotz der 
ſtarken Anläufe von 1860, 1850, 1808 mißlungen war? Haben wir nicht 
mehr als 5000 Erb: und Lehnſchulzenämter beſeitigt, mit denen Niemand 
mehr etwas anzufangen wußte? Haben wir nicht 5000 Amtsvorſteher und 
ebenſo viel Stellvertreter im Ehrenamt gefunden, welche ſo verwalten, daß 
in einm halben Decennium wohl mancher Mißgriff, aber nicht ein einziger 
Fall eines Amtsmißbrauches aus unehrenhaften Motiven bekannt gewor⸗ 
den iſt? Oder wäre dieſe Verwaltung wohl beſſer gerathen, wenn ſtatt 
ihrer 1: bis 2000 beſoldete Diſtricts⸗Commiſſarien oder Landbürgermeiſter 
er 5 Klaſſe der Bureaubeamten oder Militäranwärter beſtellt worden 
wären 

Iſt nicht durch die neuen Einrichtungen in den beſitzenden und gebil⸗ 
deten Klaſſen ein Bewußtſein ihres öffentlichen Berufes zurückgekehrt, ſowie 
in der Bevölkerung ein Anerkenntniß, daß dies der natürliche Beruf des 
Beſitzes, insbeſondere des Großgrundbeſitzes, heute noch iſt wie ſonſt, auf 
dem Lande ebenſo wie in den Städten? Hat ſich nicht in den Kreis⸗ 
Ausſchüſſen eine ganz andere, wirkſamere Thätigkeit entwickelt, als in den 
früheren Kreisdeputirten⸗ und Kreistagen? Hat ui das Zuſammenwirken 
in der neueren Weiſe der Kreisvertretung und der Kreisausſchüſſe an zahl⸗ 
loſen Stellen alte Eiferſucht und Mißtrauen unter den Ständen gemildert 
und verſöhnt, auch Stadt und Land einander wieder näher gebracht, nach⸗ 
dem ſie ſeit Menſchenaltern einander immer weiter entfremdet waren? Hat 
nicht die Verwaltungsgerichtsbarkeit das Bewußtſein eines Rechtsſchutzes 
auch im öffentlichen Recht wieder erzeugt, und umgekehrt der Polizeigewalt 
eine ſicherere Stellung und ein beſſeres Verſtändniß, zuweilen fogar ſchon 
eine Mitwirkung von Seiten des Publikums verſchafft? 

Verlaufe weniger Jahre ohne die ſchweren Mißſtände, die mit jeder Ver⸗ 

waltungsreform und jedem Uebergangszuſtande ſonſt unvermeidlich ver⸗ 
bunden ſind? Wie verhält ſich das Schlimmſte, was man den neuen In⸗ 
ſtitutionen e kann, zu dem, was früher der Gutspolizei, der Dorf⸗ 
wirthſchaft, den Kreisſtänden necgejagt zu werden pflegte? So weit ſich 
der Deutſche überhaupt entſchließen kann, eine beſtehende Verwaltung als 
erträglich gelten zu leſſen, gilt dies von der neuen Kreisordnung ſicherlich. 
Mehr getheilt ſind allerdings die Meinungen über die höheren Stock⸗ 
werke, welche darauf geſetzt ſind, über Bezirksrath und Bezirksverwaltungs⸗ 
Gericht, über Provinzialrath und Provinzial⸗Ausſchuß, über Provinzial⸗ 
Ordnung und Competenzgeſetz. 

Allein die Gerechtigkeit erfordert doch anzuerkennen, daß an den ge⸗ 
tadelten Theilen die früheren Regierungsentwürfe, das Herrenbaus und die 
Fractionen dieſes Hauſes einen durchaus proportionirlichen Antheil haben, 
und daß der bisherige Mangel des einheitlichen Guſſes der Inſtitutionen 
auf den ſehr verſchiedenartigen Ideen von Verwaltung beruht, die auch in 
dem geſchulteſten Theile der Beamten berrſchen und auf eine Verſchieden⸗ 
artigkeit der Anſprüche, die eine Majorität in beiden Häuſern des Land: 
tages nur dadurch möglich machte, daß alle Parteien etwas von ihren 
Hauptſorderungen zur Geltung gebracht haben. Wenn jetzt die Staats⸗ 
Regierung das ernſte Streben verfolgt, die beſſernde Hand an die Geſammt⸗ 


heit der Einrichtungen zu legen und die bewährten Einrichtungen auf das H 


ganze Land auszudehnen, ſo hat ein ſolcher Geſetzentwurf wohl Anſpruch 
auf die eingehendſte und wohlwollendſte Behandlung in einer Commiſſion. 
Es iſt aber ſchwer, darüber im Allgemeinen zu ſprechen, wenn man ſich 
bewußt iſt, wie verſchiedenartige Geſichtspunkte ſich in der Verwaltung durch⸗ 
kreuzen, und je länger man an dieſen Verhandlungen betheiligt iſt, um 
deſto zurückhaltender, ich möchte ſagen beſcheidener, wird man über allge⸗ 
meine Fragen der Verwaltung ſprechen. Unzweifelhaft iſt wobl die Wer 
feitigung des Doppelgliedes in den neuen Einrichtungen: die I. Abtheilung 
der Regierungen hätte ſchon vor 3 Jahren aufgehoben werden ſollen, nach⸗ 
dem man auf die Selbſtverwaltungsbehörden weſentlich alles übertragen 
hafte, was einem Beamten⸗Collegium Werth und Bedeutung giebt. Dieſen 
Fehl werden wir nicht zum zweiten Mal begehen. Dagegen ſprechen er⸗ 
ebliche prak tiſche Gründe für den jetzigen Vorſchlag der Regierung, die IL 
und III. Regierungsabtbeilung beizubehalten, die in einem weſentlich an⸗ 
deren Verhältniß zu den Selbſtverwaltungskörpern ſtehen. Von unſeren 
Verwaltungserfahrungen in Deutſchland ſind mit die älteſten die in Preußen 
gemachten, daß die nothwendige Einheit der Verwaltung die Verhütung ein⸗ 


fas Äcatifder Tendenzen und bie Aaszgleichung departementaler 


unter Leitung eines Präſidenten die Organe für die innere und 
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Gegen: 
ätze am ſicherſten beſteht, wenn man in einem n ra 
nan: 
verwaltung, ſowie die Aufſicht über die Communal⸗Verwaltungen Yes 
ſammen hält. 8 Br j ? 

Ich esfenne damit die Beibehaltung der jetzigen Regierungsbezirk an 
Es geböW zwar keine Prophetengabe dazu, vorherzuſagen, daß in der Dop⸗ 
pelgliederung von Provinz und Regierungsbezirk das eine das andere auf: 
Der muß, und wenn es ſich blos um die obrigkeitliche Verwaltung oder 

los um die Communalverwaltung handelte, fo würde die Unification wohl 
ſchon jetzt ausführbar ſein. Allein wir werden die provinziellen Communal⸗ 
verbände weder aufheben können noch wollen. Andrerſeits aber find ſchon 
die jetzigen Regierungsbezirke für die Regiminalverwaltung wie für die 
Selbitverwaltung viel eher zu groß als zu klein, 2—3mal größer als die 
franzöſiſchen Departements, durchſchnittlich 1omal größer als die Selbſtver⸗ 
waltungsbezirke in England. Ueber dieſe Frage entſcheidet nicht ein Geſetz 
der Symetrie, ſondern die Natur der Staatsgeſchäfte; die einen gewiſſen 
geographiſchen Umfang zu überſchreiten nicht geſtattet. Die früher wohl 
projectirten Centralverwaltungen für ganze Provinzen würden wie in Oeſter⸗ 
reich nur zu Statthaltereien werden, in denen die reine Buregukratie berrſcht, 
während dann darunter eine ſtädtiſche Autonomie in voller Blüthe und 
Confuſion waltet. Wer irgend einen Werth auf die geregelte Mitwirkung 
des bürgerlichen Elementes in der Regiminalverwaltung legt, wird die je tzi⸗ 
gen Regierungsbezirke nicht überſchreiten dürfen. Naheliegend iſt allerdings die 

ereinigung von Bezirksratb und Bezirksverwaltungsgericht in 
den neuen nn unferer Selbſtverwaltung. Sie entſpricht dem Syſtem 
moglichſter Perſonalunion, welches in den deutſchen Communaleinrichtungen 
waltet. Ich halte auch beute noch die Verbindung für theoretiſch richtiger. 
Der Regierungsentwurf beabſichtigt indeſſen durch die Beibehaltung von 
Bezirksrath und Provinzialrath als geſonderter Formationen zwei ange⸗ 
meſſene Oberinſtanzen für die größeren Städte zu bilden, und deren hefti⸗ 
gen Fe gegen die Einfügung in den Kreisverband einigermaßen 
zu verſöhnen. 

Sie will jedenfalls erſt den Bezirksrath, der bisher nur in fragmenta⸗ 
riſcher Thätigkeit beſteht, einem fair trial gewähren. Ich kann dieſen prat- 
tiſchen Gründen eine Berechtigung zur Zeit nicht abſprechen und halte die 
Frage praktiſch nicht für ſo weittragend, wie ſie auf den erſten Anblick aus⸗ 
ieht; denn die große Mehrzahl der Bezirksverwaltungsgerichte ift ſchon jetzt 
ſo ſchwer belaſtet, daß doch zwei geſonderte Abtheilungen gebildet werden 
müßten, und der Regierungspräſident nicht im Stande wäre, ſich ernſtlich 
an den Verwaltungsſtreitſachen zu betheiligen, wie ja auch im franzöſiſchen 
Präfecturrath die perſönliche Mitwirkung des Präfecten heutigen Tages 
faſt nur noch dem Namen nach beſtebt. Ermäßigt ſich ſpäter der Geſchäfts⸗ 
umfang, ſo iſt die Perſonalunion zwiſchen Bezirksratb und Bezirksverwal⸗ 
tungsgericht jederzeit leicht ausführbar. Weiter wird das Beſtreben des 
Regierungsentwurfs, in den jetzigen Inſtitutionen Vereinfachung, Ueber: 
ſichtlichkeit und correcte Begrenzung einzuführen, ſicher des Beifalls werth, 
und dabei hat der Regierungsentwurf die Klippe vermieden, Dinge zu 
machen, die auf dem Papier einfach ausſeben, während fie in der Wirk⸗ 
lichkeit Verwirrung erzeugen. Man glaubt wobl beim erſten Anlauf ſich 
das Verdienſt eines Reformators zu erwerben, wenn man den Unterſchied 
von ſtreitigen und Beſchlußſachen wieder aufhöbe. Auch hier kann nur die 
Natur der Geſchäfte entſcheiden. Das Recht und Intereſſe des Einzelnen 
an einem Verwaltungsact ſtuft Mh in zahlloſen Nitancen ab von dem 
Größten zum Kleinſten, von der Unentbehrlichkeit eines Rechtsſchutzes bis 
zur Unmöglichkeit eines Streitverfahrens, bei dem jede Verwaltung auf⸗ 
hören würde. Sollte dies dem Belieben der Intereſſenten überlafjen bleiben, 
ſo würde der Querulant wegen jeder Sache einen förmlichen Streit begin⸗ 
nen, und die Behörden würden erſt an der Hartnäckigkeit und Häufigkeit des 
Streites die Erfahrung machen, welche Sachen ſich durchschnittlich zu einem 
umſtändlich eren Streitverfahren eignen. Schon in den erſten Stadien der 
Aus führung der Kreisordnung hat ſich gezeigt, daß bier eine feſte Grenze 

u ziehen iſt, und alle ausgebildeten Verwaltungsrechte, denen es mit dem 
echtsſchutz Ernſt iſt, fpecialifiren dieſe Grenze. 

Im Zuſammenhang biermit ſteht der Irrthum, als könnte man durch 
einen allgemeinen Rechtsſatz die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgeſetze be⸗ 

renzen, anſtatt hundert Einzelbeſtimmungen darüber zu treffen. Eine ſolche 
Zauberformel iſt niemals zu finden, und ſelbſt das franzöſiſche droit ad- 
ministratif hat ſich zu einer großen Caſuiſtik entſchließen müſſen. Ein fran⸗ 
Bult Präfecturrath wie ein engliſcher Friedensrichter muß ganz andere 
Bucher aufſchlagen als unſeren kleinen Brauchitſch und findet ſich auch in 
den dort viel verwickelteren Vorſchriften zurecht. Wir haben zwar noch heute 
Verwaltungsbeamte, die das alles für dürre Theorie halten, während der 
rechte Landratb jo wie ein Gellertſcher Amtmann zu verwalten babe. Die 
friedfertigen Oaſen für eine ſolche Verwaltung werden aber in unſeren 12 
Provinzen immer ſeltener; der Bauer vielmehr prozeſſirt wegen 50 Pf. 
durch 3 Inſtanzen, reiſt 100 Meilen weit, um zu ſehen, wie ſein Prozeß 
ſteht, und die großen Herren geben ihm dafür auch nicht ſelten das gute 
Beispiel! Bei jo großer Neigung zu Beſchwerde und Streit wird man durch 
allgemeine Formeln da, wo jetzt ein Zweifel ſteht, künftig 20 Streitfragen 
ſchaffen, die den e ſehr viel mehr Noth machen werden, als 
das Nachſchlagen im kleinen Brauchitſch. Wohl zuläſſig wird ſich eine Ver⸗ 
kürzung des Verfahrens ergeben durch kürzere gleiche Friſten und durch 
Wegſchneidung übermäßig gehäufter Rechtsmittel. Zu viel Schreibwerk wird 
freilich immer bleiben in einem Lande, wo Jedermann ſchreiben lernt und 
wo Papier und Porto ſo wohlfeil ſind. Am meiſten werden die Vorſitzen⸗ 
den der Verwaltungsgerichte wirken können durch ſcharfe Sonderung und 
Voranſtellung der wirklich ſchleunigen Sachen, deren Zahl nicht übergroß 
zu ſein pflegt. Eine wohlwollende Behandlung wird das Haus dem Geſetz⸗ 
entwurf namentlich dadurch zu Theil werden laſſen können, wenn es Mit⸗ 
lieder für die Commiſſion beſtimmt, welche weniger Werth legen auf neue 

deen, als auf Vereinfachung des Vorhandenen in ſeinen gegebenen Grund⸗ 
lagen, (Lebhafter Beifall.) 5 

Abg. Eilers legt ausführlich dar, daß die bisberige hannoverſche Ver⸗ 
faſſung eine durchaus bureaukratiſche geweſen iſt, da den Amtsbauptleuten 
nur eine Amtsvertretung mit ſehr geringer Competenz zur Seite ſteht. 
Dagegen giebt es nur die geringe Garantie der Arbeitstheilung und der 
collegialen 11 5 ng in den höheren Inſtanzen. Der von dem Abgeord⸗ 
neten Windthorſt fo ſehr getadelte § 17 des Organiſationsgeſetzes iſt wört⸗ 
lich aus der hannoverſchen Landoroſtei⸗Ordnung abgeſchrieben, und dieſe 
große Gewalt iſt nicht weniger gefährlich in der Hand eines bureaukratiſch 
regierenden bannoverſchen Landdroſtes als in der eines preußiſchen Regie⸗ 
rungspräſidenten, der von Selbſiverwaltungsbebörden controlirt wird. 
Jenn trotzdem die hannoverſche Bevölkerung ſich ſehr anhänglich an ihr 
bisheriges Verwaltungsſyſtem zeigt, ſo ſieht man daraus, daß es für eine 
gute Verwaltung nicht auf eine gute Organiſation auf dem Papier an⸗ 
kommt, ſondern auf die geographiſche Abgrenzung der Verwaltungsbezirke 
und die Perſonen der Verwaltung. In Hannoper wirken aber Beamte und 
Bevölkerung barmoniſch zuſammen. Für das bisherige Syſtem werden wir 
in Hannover Selbſtverwaltung und öffentliche Rechtscontrole bekommen. 
Letztere iſt beſonders in einem Lande nöthig,, wo die politiſchen Gegenſätze 
zum Theil noch ſo ſchroff ſind. Auf dem Gebiete der Verwaltung muß 
aber der gels di in Hannover ein größerer Spielraum gegeben werden, 
weil einestheils die Bevölkerung gewohnt iſt, den Beamten mehr zu über⸗ 
laſſen, andererſeits in Hannover es noch eine Partei giebt, welche den 
preußiſchen Staat mit Einſchluß Hannovers überbaupt nich will. Es wird 
auch in 1 Theilen Hannovers ſchwer halten, für die unteren Ins 
ſtanzen der Selbſtverwaltung geeignete Kräfte zu finden. Dieſe muß auch 
ſehr einfach conſtruirt werden, damit der hannoverſche Landmann nicht 
Winkelconſulenten in die Hände fällt. Schon die jetzigen Vorlagen bringen 
aber für Hannover das Oberverwaltungsgericht und contradictoriſches 
Verfahren, und dleſe 7 5 Fortſchritte wünſche ich ſofort dort eingeführt 
zu ſehen. Für die Aufrechterhaltung der Landdroſtei Aurich muß ich mich 
beſonders ausſprechen. Der Uebergang der Schulangelegenheiten von den 
Conſiſtorien auf die Landdroſteien iſt zwar bedenklich, weil die Schulen in 
annover rein kirchliche Anſtalten ſind. Aber es iſt ein offenes Geheimniß, 
daß gerade in den geiſtlichen re dort der größte Widerwille gegen 
Preußen berrſcht; wer die Schule hat, hat aber die Zukunft, und wir wollen 
die Zukunft in Hannover für Preußen haben. 

5 bg. Petri erklärt im Namen ſeiner naſſauiſchen Collegen, daß ſie für 
ihre Heimath dieſe Vorlagen ablehnen werden. Naſſau wolle das Reform: 
werk für ſich wie in den alten Provinzen; aber es wolle auch dazu au 
demſelben rn gelangen, durch ben zuborigen Erlaß einer Kreisordnung 
und Provinzialordnung. Webner exklärt ſich ſchließlich gegen die Vereinigung 
von Heſſen und Naſſau zu einer Provinz, weil fie gar keine wirthſchaflliche 
Zuſammengehörigkeit haben. 

N Nach dem Schluß der Discuſſion folgt eine Reihe perſönlicher Bemer⸗ 
ungen. 

Abg. v. Meyer (Arnswalde) beſtreitet Rickert das Recht, den Freiherrn 
v. Stein als Vorkämpfer feiner demolratiſchen Richtung in Anſpruch zu 
nehmen. Stein ſei vom Scheitel bis zur Soble ein Ariſtokrat geweſen; in 
dem Siune Stein' ſei auch er, Redner, liberal, ja, wie man ihm von an⸗ 
derer Seite vorwerfe, radical, 


J Sybel unerwieſene Anfı 


Abg. v. Heereman weiſt die 3 Rickert's zurück, daß er gegen 
t uldigungen gerichtet habe; was er ge enden euts 
ſchen Verein gejagt, baſire auf Fe Erkenntniß. Reber elt das 
Verfahren Tiedemann's, feine Rede nach der Oldenberg ' ſchen ers 
zu citiren, die doch die Reden nicht wortgetreu gebe und auch parteiif 
gefärbt ſei. Den Satz, die Oppoſition des Centrums ſei bisher zu maß⸗ 
doll geweſen, habe er zwar ausgesprochen, aber in gewiſſermaßen ſcherz⸗ 
baftem Sinne. Von dem Woblwollen der freiconſervativen Partei habe 
das Centrum wenig empfunden. g t 
Abg. Richter: Wenn der Abg. Tiedemann meine Auslaſſungen über 

die e e in den Jahren 1874 und 1876 als freie Phautaſien 
nach vorhandenen Motiven bezeichnet, * giebt er doch zu, das ich den 
Grundton, auf den es in der Melodie hauptſächlich ankommt, richtig her⸗ 
ausgefunden habe; im Uebrigen weiß ich nicht, woher er über die dort ſtatt⸗ 
gehabte Muſik beſſer unterrichtet iſt, als ich, er hat doch dabei die Noten 
nicht gehalten, denn er war Landrath in Mettmann. Wenn die Geſetz⸗ 
ebung nach einer Sitzung unmittelbar den Cours ändert, ſo muß das 
Gieuer gedreht ſein. Außerdem erfährt ein Parlamentarier Manches. 


* EEE 


710 v. Sybel legt ausführlich dar, daß die Erwägungsgründe des 
Urtbeils des Bonner Landgerichts in Sachen wider Konitzer, welcher den 
deuiſchen Verein der Spionage und der Denunziation beſchuldige, nicht auf 
thatſächlichem Material baſiren und einen Mißbrauch der Amtsgewalt invol⸗ 
viren. Unter Verletzung des Amtsgeheimniſſes ſeien die Notizen Konitzers 
aus den Acten in der „Kölniſchen Volkszeitung“ veröffentlicht worden. 

Abg. v. Tie demann erklärt, daß die Oldenberg'ſche Correſpondenz ſein 
Gedächtniß nur aufgefriſcht habe; er und ſeine in der Nähe Heeremanns 
ſitzenden Freunde hätten deſſen Aeußerung genau in demſelben Sinne vers 
ſtanden. Er habe die Aeußerung nicht ſcherzhaft aufgefaßt; Späße verſtehe 
er in dieſen Dingen nicht und werde den Abg Heeremann ferner ſehr ernſt 
nehmen. Sein muſikaliſches Gleichniß habe Richter mißverſtanden; er habe 
ſagen wollen, die Enthüllungen Richter's ſeien für die Geſchichte etwa das⸗ 
ſelbe, was für die Geographie und Ethnographie die „Kinder des Capitain 
Grant“, die „Reiſe um die Welt“ und Aehnliches ſei. Er ſei übrigens da⸗ 
mals nicht mehr Landrath geweſen. Aue . 

Abg. Frhr. v. Fürth proteftirt als Mitglied des Bonner Landgerichts, 
welches das Urtheil gegen Konitzer gefällt habe, energiſch gegen die Methode 
v. Svbel's in einer derartigen, die Würde des Richterſtandes verletzenden 
Weiſe Kritik an richterlichen Erkenntniſſen zu üben. Sybel ſtehe in dieſer 
Beziehung einzig da. 8 e 

Abg. d. Heereman weiſt die Drohung Tiedemann's zurück, daß er 
12 ea nehmen wolle, er werde Tiedemann jetzt weniger ernſt nehmen. 

eiterkeit. 

Abg. Richter: Wenn Tiedemann für 9 jetzige Stellung den Ver⸗ 
gleich eines bloßen Notenhalters acceptire, ſo habe er nichts dagegen ein⸗ 
zuwenden. Nachdem derſelbe auf muſikaliſchem Gebiet geſcheitert ſei, brauche 
er ihm nicht auf das Theater zu folgen. (Heiterkeit) 8 

Abg. v. Sybel weiſt auf das illuſtre Beiſpiel Tweſten's bin, der eben⸗ 
falls in dieſem Haufe richterliche Erkenntniſſe kritiſirt habe. Hier ſei auch 
die Stelle dazu; denn die Richter beanſpruchten nicht, unfehlbar zu ſein. 
Ein Unfeblbarer in der Welt ſei genügend. (fHeiterkeit.) Er conſtatirt 
nochmals die Thatſache, daß aus den Acten contra Konitzer Notizen in der 
Preſſe publicirt feien. 5 

Abg. Tiedemann bemerkt, er babe v. Heereman nicht drohen wollen. 
Dem Abg. Richter ſage er, das Gewerbe eines Notenhalters ſei kein ehren⸗ 
rübriges, es komme nur darauf an, wer der Muſikant iſt. (Heiterkeit.) 

Abg. v. Fürth erklärt, die publicirten Notizen Konitzer's ſeien nicht mit 
denen identiſch, die dem Gerichte vorgelegen hatten. g a 

Die vier Organiſationsgeſetze werden darauf an eine Commiſſion von ein⸗ 
undzwanzig Mitgliedern verwieſen, dagegen wird die zweite Berathung des 
Geſetzentwurfs, betreffend die Kreisvertretung im Kreiſe Herzogthum Lauen⸗ 
burg im Plenum, ſtattfinden. 

Schluß 3% Ubr. Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. Machtragsetat; 
kleinere Vorlagen.) 


Berlin, 15. Jan. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
Garniſon⸗Verwalfungs⸗Director Steinmetz zu Oldenburg im Großherzog: 
tbum Oldenburg und dem Regierungs⸗Secretär, Kanzleirath Scheider zu 
Oppeln, den Königlichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe; dem Ober⸗Tele⸗ 
graphiſten Hoff bei der Berliner Feuerwehr den Königlichen Kronen Orden 
vierter Klaſſe; ſowie dem Stadtiöriter Rind zu Dransfeld, Amts Münden, 
und dem Deichſchauer Pagel zu Toppel im Kreiſe Weſtpriegnitz das Allge⸗ 
meine Ehrenzeichen verliehen. 

Se. Maiettät der König hat dem Stadt: und Kreisgerichtskaſſen⸗Ren⸗ 
danten z. D. Siedemann in Magdeburg, ſowie den Mean Secre⸗ 
tären Rißmann in Magdeburg und Bertram in Erfurt den Charakter 
als Rechnungsrath, dem expedirenden Secretär und Calculator Andrea 
in Berlin und den Regierungs⸗Secretären Bahre in Merſeburg und 

o sler in Liegnitz den Charakter als Kanzleirath verlieben. 

Dem Herrn Louis Charles Joſeph Tolhauſen, bisher franzöſiſcher 
Conſul in Leipzig, iſt das Exequatur als General⸗Conſul daſelbſt Namens 
des Reiches erthelt worden. | j 

Der Regierungs⸗Aſſeſſor Seibertz in Lippſtadt ift vom 1. Februar d. J. 
ab zum Notar im Departement des Ober⸗Landesgerichts zu Hamm, mit 
Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Emmerich, ernannt worden. — Dem Kreis⸗ 
Thierarzte Damit zu Bochum iſt die Verwaltung der Kreisthierarztſtelle 
des Kreiſes Arnsberg, unter Entbindung von ſeinem gegenwärtigen Amte, 
und dem commiſſariſchen Departements⸗Thierarzte Wöſtendiek die com⸗ 
miſſariſche Verwaltung der Kreisthierarztſtelle für den Stadt⸗ und Landkreis 
Bochum übertragen worden. Als Amtswobnſitz iſt dem ꝛc. Damitz die Stadt 
Arnsberglund dem ꝛc. Wöſtendiek die Stadt Bochum angewieſen. 

Berlin, 15. Jan. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
nahm heute die Vorträge des Oberſtkämmerers Grafen von Redern 
und des Vice⸗Ober⸗Ceremonienmeiſters Grafen zu Eulenburg, ſowie 
hierauf diejenigen des Kriegsminiſters und des Generals von Albedyll 
entgegen. 

Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
empfing geſtern den General der Infanterie von Stülpnagel, Chef des 
5. Brandenburgiſchen Infanterie⸗Regiments Nr. 48. Nachmittags 
um 3 Uhr begab Sich Derſelbe nach Potsdam und kehrte um 6 Uhr 
hierher zurück. (Reichsanz.) 

) Berlin, 14. Jan. [Regierung und Abgeordneten⸗ 
haus zum Schankſteuer⸗Geſetz. — Secundärbahnen in 
der Eiſenbahn⸗Commiſſton. — Verſchärfungen des Feld⸗ 
und Forſtpolizei⸗Geſetzes. — Neue Jagd⸗Ordnung. — 
Neuwahl in Berlin.] Wie wir von zuverläſſiger Seite erfahren, 
nimmt der Kalſer lebhaften Antheil an den bisherigen Berathungen 
und Beſchlußfaſſungen des Abgeordnetenhauſes betreffs der Schank⸗ 
ſteuervorlage. Unſere Informationen werden dadurch ergänzt, daß 
der Reichskanzler ſchon aus dieſem Grunde die Erledigung des Geſetz⸗ 
entwurfs in der laufenden Seſſion dringend wünſcht. Man zweifelt 
nicht, daß er, falls feine Anweſenheit in der Hauptſtadt noch in die 
Zeit fiele, wo der Landtag verſammelt iſt, die Vertretung der Regle⸗ 
rungsborlage übernehmen wird. Ob dadurch ein Umſchwung in der 
bisherigen Auffaſſung des Entwurfs ſeitens des Abgeordnetenhauſes 
eintreten dürfte, nachdem die Commiſſion ihre bekannten einſchneiden⸗ 
den Aenderungen vorgenommen, muß allerdings abgewartet werden. 
Die Vertreter der Regierung hatten bis zuletzt an der Ausdehnung 
des Geſetzes auf Wein: und Bierausſchank feſtgehalten, während die 
Mehrheit der Commſſion ſich den Standpunkt des Abg. Richter an⸗ 
eignete, welcher bereits in der erſten Leſung auf den tiefgreifenden 
Unterſchied hingewieſen hatte, der in ſoclalpolltiſcher Beziehung zwiſchen 
den Branntwein⸗ und den Bierlocalen beſtehe. Die ſtatiſtiſchen Er⸗ 
mittelungen über Vermehrung und Verbreitung der Schankſtätten 


konnten gleichfalls nichts dazu beitragen, die Commiſſion von der 


Nothwendigkeit einer gleichmäßigen Behandlung beider Kategorien zu 
überzeugen, da dleſelben ergeben haben, daß die Vermehrung der 
Branntweinſchänken in den Großſtädten, welcher die Regierung in 
Folge der hier naturgemäß völlig ungenügenden Prüfung der Be⸗ 
dürfnißfrage nicht widerſtehen zu können behauptete, weit hinter dem 
Durchſchnitt aus der Geſammtmonarchie und befonderd aus den 
Städten der niedrigſten Steuerſtufen zurückbleibt. Was die von der 
Commiſſion ermäßigten Steuerfäte anlangt, fo wird auf Seiten der 
Linken betont, daß jene Beſtimmung, wonach für das erſte Jahr der 


= . 


he Betrag der Steuer 
ihn ſei. Mitglieder der Linken haben 


h Ögewerbeordnung in dem angedeuteten Sinne zugemuthet wer: 
wird. Daß eine ſolche Einſchränkung der Gewerbefreiheit durch 
aterielle Erſchwerung des Betriebs bei der gegenwartigen Zuſammen⸗ 
bung des Reichstags und bei den Intentionen der Majorität des⸗ 
ſben eine Mehrheit finden würde, hat leider die Wahrſcheinlichkeit 
N fh. — In der geſtrigen Sitzung der Eiſenbahn⸗Commiſſion 
kund über die beiden Actienlinien Altdamm⸗Kolberg und Stargard: 
in verhandelt. Ein Theil der Commiſſton, welcher den Stand⸗ 
unt princlpieller Ablehnung gegenüber allen lediglich auf Actien 
bieten Eiſenbahnunternehmungen vertritt, konnte ſich auch mit dieſen 
lagen nicht befreunden und rügte namentlich die mangelnde Durch⸗ 
rüntlung der Statuten, die zum Theil einen proviſoriſchen Charakter 
hen Nach dreiſtündiger Debatte beſchloß man, die Statuten in 
Re jetzigen Geſtalt zurückzuweiſen und eine Umarbeitung, reſp. eine 
Ih ion derſelben zu verlangen. Das Reſultat iſt alfo negativ ver: 
gu. Heute Abend werden die Berathungen fortgeſetzt werden. — 
a ntlich find die Beſtimmungen über das Feld: und Forſtpolizei⸗ 
etz in der betreffenden Commiſſion des Abgeordnetenhauſes, 
den Anforderungen der Majorität entſprechend geändert 

N deshalb der Commiſſion zur nochmaligen Prüfung über: 

en worden. Die Commiſſion trat zu dieſem Zwecke geſtern 

N d zu einer Sitzung zuſammen. Die erſte Anderung galt 

9, welcher die Beſtimmung enthält: „Mit Geldſtrafe bis zu 
Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen wird beſtraft, wer ſich von 

aum Grundſtücke, auf dem er ohne Befugniß ſich befindet, auf die 
forderung des Berechtigten nicht. entfernt. Die Verfolgung tritt 
auf Antrag ein.“ Derſelbe erfuhr in Folge des Zuſatzantrages 

eh Abg. Schmidt (Sagan) dadurch eine weſentliche Verſchärfung, daß 
nuch Derjenige einer Strafe bis zu 10 Mark oder bis zu 3 Tagen 
aft verfällt, der „dem Verbote des Berechtigten zuwider ein Grund⸗ 
läck betritt“. 5 10 erfuhr gleichfalls eine Aenderung, die jedoch 
eötheild als eine Milderung bezeichnet werden kann. Derſelbe 
utet: „Mit Geldſtrafe bis zu 10 Mark oder mit Haft bis zu drei 
agen wird beſtraft, wer unbefugt über Grundſtücke geht, reitet, karrt, 
hrt, Vieh treibt, Holz ſchleift oder den Pflug wendet, oder Privat⸗ 
ewäſſer befährt. Der Zuwiderhandelnde bleibt ſtraflos, wenn er 
rch die ſchlechte Beſchaffenheit eines an dem Grundſtücke vorüber⸗ 
hrenden und zum gemeinen Gebrauch beſtimmten Weges oder burch 
un anderes auf dem Wege befindliches Hinderniß zu der Uebertretung 
genöthigt worden iſt. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein.“ 
Die Commiſſien ſtrich die in ihrer erſten Leſung beſchloſſenen Zuſätze, 
nach welchen Derjenige ſich einer ſtrafbaren Handlung ſchuldig macht, 
der unbefugt über Grundſtücke „geht“ „oder Privatgewäſſer befährt“. 
Hingegen nahm ſie den Zuſatzantrag an, nach welchem Jemand 
rafbar iſt, „der über beftellte oder ſolche Aecker geht, deren Beſtellung 
vorbereitet oder in Angriff genommen iſt“. Außerdem wurde der 
chlußſatz geſtrichen, daß die Strafverfolgung nur auf Antrag ein⸗ 
reten ſolle. Die Commiſſion gelangte in ihrer geſtrigen Sitzung bis 
u § 24 der Vorlage und ſetzt heut Abend die Revifion der monirten 
eſtimmungen fort. Erfolgt dieſelbe in der jetzt eingeſchlagenen Linie, 
ſo würde der Wunſch berechtigt fein, den drakoniſchen Entwurf in 
dieſer Seffton nicht zum Geſetz werden zu laſſen. — Das Arbeits: 
penſum für die laufende Seſſion des Landtages, das wirklich ſchon 
groß genug iſt, ſoll noch durch eine Vorlage, welche den Entwurf 
einer neuen, für die ganze Monarchie gemeinſamen Jagdordnung ent⸗ 
hält, nicht unbedeutend erweitert werden. Der betreffende Geſetzent⸗ 
wurf war allerdings in der Thronrede angekündigt worden, aber als 
der Landtag in die Weihnachtsferien ging, nahm man in Abgeord⸗ 
netenkreiſen an, daß die Vorlage ſtillſchweigend bis zur nächſten Seſſion 
zurückgeſtellt ſei. Daß der Entwurf noch in dieſer Seſſton Geſetz 
wird, iſt kaum anzunehmen. — Die Fortſchrittspartei, beſonders die 
Berliner Vertretung derſelben, hat einen Verluſt zu verzeichnen: Der 
nk des zweiten Wahlbezirks, Amtsgerichtsrath Hoff⸗ 
n, 

für das Fürſtenthum Schwarzburg⸗Rudolſtadt, hat ſich durch Krankheit 
genöthigt geſehen, fein Mandat niederzulegen, Hoffmann iſt auch in 
weiteren Kreiſen bekannt geworden durch ſeinen Antrag zum Schutze 
der Abgeordneten, den er nach der Verhaftung Majunke's zuerſt in 
Gemeinſchaft mit dem Freiherrn von Hoverbeck ſtellte und in fpäteren 
Seſſtonen noch einmal allein wieder aufnahm. Es iſt nicht daran 
zu zweifeln, daß der Wahlbezirk der Fortſchrittspartei erhalten bleibt, 
doch wird auch hier der Sieg nicht ohne Mühen gewonnen werden. 
In dem ariſtokratiſchen Viertel, welches ſich am Saume des Thier⸗ 
garteng hinſtreckt, werden viel confervative Stimmen abgegeben und 
vor dem Halle ſchen Thore wohnt eine ſtarke Arbeiter⸗Bevölkerung, die 
aft durchweg ſocialdemokratiſch ſtimmt, und von den Heinen Beamten 
eine nicht ziffernmäßig zu berechnende, aber nicht zu unterſchätzende 
Unterſtützung erhält. Es it nicht unwahrſcheinlich, daß man bei der 
bevorſtehenden Wahl den Veteranen der Partei, Stadtrath Hausmann 
d Brandenburg, und Albert Träger als Candidaten aufſtellen wird, 
a beide noch keinen Platz im Reichstage, dem fie früher angehörten, 


gefunden haben. Parlamentariſch thätig find indeß beide: Hausmann f 


bekanntlich Mitglied des Herrenhauſes, Träger Mitglied des 
geordnetenhauſes. 

“Berlin, 15. Jan. [Der Frietlons⸗Artikel der „Pro: 

uinzial⸗Correſpondenz“.] Das Tagesgeſpräch unſerer parla⸗ 


Frictionsartikel der „Prov.⸗Corr.“ Die Senſation, welche dieſe directe 
Kundgebung des Reichskanzlers hervorrief, wird heute noch durch ein 
erücht vermehrt, welches den Fürſten ſeine Demiſſton einreichen und 
zom Kaifer ablehnen ließ, weil über feinen Kopf hinweg ein Brief: 
bechfel zwiſchen hohen Perſonen und dem Papſte geführt worden ſein 
bu, welcher die Tendenzen der Kirchenpolitik des Reichskanzlers völlig 
kreuzte. Wir führen dieſe Gerüchte nur an, um die Symptome der 
Stimmung zu kennzeichnen, welche heute die öffentliche Meinung, ber 
herrſcht und lehnen jelbjiverftändlih jede Verantwortlichkeit für die 
Richtigkeit dieſer Meldung ab. Aber gewiß it, daß ſchon ſeit einigen 
agen von wohl unterrichteten Perſonen behauptet wurde, daß die 
Rückkehr des Reichskanzlers nach Berlin von der Beilegung der Diffe⸗ 
tenzen abhänge, welche ſich auf die „Friedensſehnſucht des Hofes in 
Sachen des Culturkampfes“ beziehen. Wir waren in der Lage, 
Ihnen bereits am 1 I. d. M. zu berichten, daß am hieſigen Hofe nach 
h ittheilungen confervativer Abgeordneter fich in den jüngften Tagen 
der lebhafte Wunſch nach einer baldigen Beendigung des Culturkampfs 
leder zu erkennen gegeben hat. Die „Prod. Cork.“ hat dieſe Dit: 
heilung lediglich beſtätigt. Im liberalen Lager herrſcht über die 
N gebung der neuen Frictionen und den Einfluß, welchen fie auf 
en Gang der kirchenpolitiſchen Verhandlungen geübt haben, große 


gezahlt werden ſoll, entſchleden abzu- 
der e de ME 
dag eine ſolche Beflimmung im Widerſpruch zu ſtehen ſcheine mit 
Gdeichesewerbeorbnung⸗ nach welcher für Beginn und Betrieb eines 
5 rbes irgend eine Conceſſionsgebühr nicht erhoben wird. Es 
h ſich nicht leugnen, daß der Vorſchlag der Schankſteuer⸗Commiſſion 

Form einer Zuſchlagsſteuer eine ſolche Conceſſionsgebühr darſtellen 
105 Abzuwarten bleibt, ob dem Reichstage eine Abänderung der 


in der Legislaturperiode 1874—77 Mitglied des Reichstages B 
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Blattes zu verlangen ſei. 
= Berlin, 15. Jan. 


13,065,595 M. Jin Vorjahre betrug dieſer Ueberſchuß 13,175,478 
Mark, mithin für das nächſte Etatsjahr 109,883 M. weniger. Das 
Extraordinarium ſetzt ſich faſt ausſchließlich aus Poſitionen für Neu⸗ 
bauten zuſammen. Unter dieſen iſt beſonders zu bemerken der Um⸗ 
und Erweiterungsbau des Poſt⸗ und Telegraphen⸗Dienſtgebäudes in 
Thorn. In den Erläuterungen heißt es darüber, „das Telegraphen⸗ 
Amt in Thorn, welches mit mehr als 20 Apparaten ausgerüſtet iſt 
und wegen des internationalen Depeſchenverkehrs mit Rußland eine 
Stelle im Telegraphen- Netze einnimmt, befindet ſich 

in gemietheten Räumen. Die in Ausſicht genom⸗ 
mene Einführung des unterirdiſchen Kabels Berlin -Thorn macht 
die Unterbringung des genannten Amtes auf reichseigenem 
Grund und Boden erforderlich. Dieſelbe kann auf dem vorhandenen, 
gegenwärtig blos zu Poſtzwecken dienenden reichseigenem Grundſtück 
erfolgen, jedoch bedarf es hierzu eines umfaſſenden Um⸗ und Er⸗ 
weiterungsbaues u. ſ. w.“ — Aus dem Etat der Reichs⸗Druckerei 
für 1880/81, der im Weſentlichen keine Veränderung gegen feinen 
Vorgänger aufweiſt, geht u. A. hervor, daß im Etatsjahr 1880,81 
eine Herſtellung von Reichsbanknoten und Reichskaſſenſcheinen nicht 
in Ausſicht genommen iſt. 


[Marine.] Sr. M. Corvette „Meduſa“, 9 Geſchütze, Commandant 
Cordetten⸗Capitain Mattbeſen, iſt am 15. December 1879 von Barbadoes 
in See gegangen und am 16. deſſelben Monats in St. Vincent eingetroffen. 
— · ¹— p p P p ˖ ICE EEE 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 15. Januar. [Landgericht. Strafkammer J.] Die 
geſtern ſtattgefundene Sitzung leitete Herr Landgerichtsrath Haslinger, 
als Staatsanwalt fungirte Herr Gerichtsaſſeſſor Greiff. 8 

Die bisher unbeſtrafte verebelichte Schneider Luiſe Zapka follte ſich eines 
Betruges ſchuldig gemacht haben. Die Zapka'ſchen Ebeleute wohnten bis 
zum März 1879 in Reichenbach i. Schl. bei dem Hausbeſitzer Hoffmann. 
Der Ehemann Zapka verließ ſchon Ende Februar Reichenbach, die Ebefrau 
batte die Wohnung bei H. für 1. April gekündigt. Inzwiſchen war ein 
Miethsreſt von circa 40 Mark entſtanden. Als H. ſich für dieſe Forderung 
an den Möbeln der Z. ſchen Eheleute ſchadlos halten wollte, machte ſchon 
ein anderer Bewohner Reichenbachs auf dieſe Mobilien Anſpruch. Derſelbe 
batte die Möbel nach Angabe der Frau Z. bereits vor Wochen gekauft, ihr 
aber bis zum Auszuge die Nutznießung üderlaſſen. Um Hoffmann ſchadlos 
zu halten, bot ihm ‚jean Z. einen Pfandſchein an. Laut Inhalt deſſelben 
waren in einem Breslauer Rückkaufsgeſchäft von den Zapka'ſchen Eher 
leuten verſchiedene Goldſachen im Schätzungswerthe von 80 M. für 60 M. 
verſetzt. H. nahm den Schein an und ließ die Z. im Weiteren unbehelligt 
von dannen ziehen. Wenige Tage ſpäter ſuchte ſich H. perſönlich in Beſitz 
der verpfändeten Gegenſtände zu ſetzen, wurde indeß von dem Rückkäufer 
allein auf den Inhalt des Pfandſcheines verwieſen. Demnach waren die 
am 13. Juli 1878 verſetzten Gegenſtände nur innnerhalb dreier Monate 
und zwar bis zum 13. October 1878 für den Preis von 69 M. rückkäuflich. 
H. batte dieſe Beſtimmung wohl ſchon früher bemerkt, Frau 3. ſagte ihm 
aber, dies babe nichts zu bedeuten, die Goldſachen bleiben länger als ein 

abr für die Einlöſung liegen. Frau Z. behauptet, lediglich in gutem 

lauben gehandelt zu haben. Der betreffende Rückkäufer geſtattete in 
früheren Fällen den Rückkauf auch nach Ablauf der im Pfandſchein be⸗ 
merkten Friſt. Entgegen der Anſicht des Staatsanwalts, welcher behauptet, 
die Z. müſſe die Werthloſigkeit des Scheines gekannt haben und aus dieſem 
Grunde wegen Betrug eine dreiwöchentliche Gefängnißſtrafe in Antrag 
bringt, erkennt der Gerichtshof auf Freiſprechung der Angeklagten, da der 
Nachweis nicht erbracht worden, daß fie gewußt, die verpfändeten Gegen: 
ſtände ſeien definitiv verfallen. : 

Ein kaum 16jähriges Mädchen, die Tochter ſehr braver, armer Eltern, 
erſcheint unter der Anklage des wiederholten ſchweren Diebſtabhls auf der 
Anklagebank. Mit ihr gleichzeitig verlangen auch die Eltern Einlaß in den 
inneren Raum des ee welchem Wunſche den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen gemäß Folge gegeben wird. Das Mädchen diente 1879 bei der 
Frau Goldarbeiter Weiß bierſelbſt. Eines Tages, ſo giebt ſie an, habe ſie 

zu Schränken ihrer Brotherrin gehörige Schlüſſel verloren. Um den Er: 
ſatz möglichſt billig zu beſchaffen, will das Mädchen aus einem nahe ge⸗ 
legenen Lumpenſchuppen auf die Angabe ihres Verluſtes hin ein ganzes 
und alter Schlüſſel erhalten haben, damit fie daraus die etwa paſſenden 
Schlüſſel ausſuche. Bei dieſer Gelegenbeit probirte die Angeklagte auch, 
ob nicht ein Schlüſſel den Schreibſecretär aufſchließe. Der Verſuch gelang. 
Der betreffende falſche Schlüſſel wurde von ihr aufbewahrt und mit Hilfe 
deſſelben zu verſchiedenen Zeiten der Schreibſecretär geöffnet. Jedesmal 
entnahm ſie von dem dort aufbewahrten Gelde der Frau Weiß 15 bis 
20 Mark. Auf dieſe 1 bat fie geſtändlich 60 bis 80 Mark erlangt. 
Das Geld wurde zum Ankauf eleganter Kleidungsſtücke und Putzſachen 
verwendet. Frau W. hat nach en des Diebſtahls den Straf: 
antrag geſtellt, denſelben indeß ſpäter, jedenfalls auf Bitten der Eltern des 
leichtſinnigen Mädchen, zurückgezogen. Da es ſich nicht um Sachen von 
unbedeutendem Wert handelt, iſt ein Strafantrag gar nicht nothwendig, 
die Zurückziehung deſſelben alſo obne Einfluß auf das gerichtliche Verfahren. 
Mit Rüdjiht darauf, daß die Angeklagte bei Begehung der verbrecheriſchen 
That noch nicht 16 Jahre alt geweſen iſt, beantragt der Staatsan⸗ 
walt, nur auf 3 Wochen Gefängniß zu erkennen. Herr Rechts⸗Anwalt 
Sabarth macht als Vertheidiger der Angeklagten geltend, dieſelbe 
babe die Strafwürdigkeit ihrer That nicht gekannt. Sie babe ge⸗ 
dacht, es genüge, wenn ſie ihre Dienſtherrin um Verzeihung bitten 
würde. Soll Jemand nach § 57 des Strafgeſetzes als mit der zur 
Erkenntniß der Strafbarkeit feiner Handlungsweiſe erforderlichen Einſicht 
berfeben erachtet werden, fo mäſſe er auch ſich von vornherein der Folgen 
einer That bewußt geweſen ſein. Der Gerichtshof theilt die Anſicht des 
Vertheidigers nicht, ſondern erkennt auf eine vierwöchentliche Gefängnißſtrafe. 

Die Arbeiter Guſtav Auras, Max Lierke und Paul Juſſinsky ſind des 
verſuchten Taſchendiebſtabls reſp. der Anſtiſtung dazu angeklagt. Der erſt 
16 Jahre alte Auras hat bereits fünf Vorſtrafen wegen Diebſtahls, die 


m 2. Februar 1879 ſchlenderten die Drei die Ohlauerſtraße entlang. 
Juſſinsky ſah in der an der Außenſeite des Paletots befindlichen Taſche 
einer vorübergehenden Dame ein Portemonnaie. Er machte ſchnell feine 
heiden Genoſſen aufmerkſam. Lierke übernahm es zuerſt, ſich in Beſitz des 
Portemonnaies zu ſetzen. Ihm mißlang die Entwendung, weil er zu lange 
Rockärmel hatte, alſo nicht unbemerkt in die enge Taſche greifen konnte. 
Nun wurde Auras abgeſchickt. Eben machte dieſer den Verſüͤch, das Porte⸗ 
monnaie zu erlangen, als ihn ein Schutzmann feſthielt. 
hatte die Jungen, don denen er überdies Auras als mebrfach beſtraften 
Dieb kannke, beobachtet und hielt nun den Augenblick zur Feſtnahme ge⸗ 
eignet. Die Angeklagten geſtehen ohne weitere Umſchweife die That ein. 
Auras wird mit 4 Monaten, Lierke und Juſſinsky mit je 1 Woche Ge⸗ 


fängniß beſtraft. 4 Et a a 


* Cofel; 14. Januar. [Freiwillige Feuerwehr. — Geſtüt.] 
Unſere Stadt beſaß bis jetzt noch keine freiwillige Feuerwehr, da ein be⸗ 
reits in früheren Jabren angeregtes Project zur Gründung einer ſolchen 
gescheitert iſt. Die letzte Generalverſammlung des Turnvereins „Vorwärts“ 

eſchäftigte ſich mit der Bildung dieſes für unſere Stadt fo ſehr wichtigen 
Inſtitutes. Es wurde beſchloſſen, vorläufig aus den activen Turnern nur 
eine Steigerſection zu bilden, deren Fehlen ſich am meiſten bisher fühlbar 
gemacht hat. Da nit die Sache ſogleich in Angriff genommen und ſobald 
als möglich durchgeführt werde, wurde eine Commiſſion zur Aufſtellung der 

tatuten und eines Koſtenanſchlages gewählt. Auch Ku zur Herbeifüh⸗ 
rung des Einklanges der Statuten mit den polizeilichen Beſtimmungen Herr 
Bürgermeiſter Bartſch erſucht werden, den Berathungen der Commiſſion 
beizuwohnen. Die 


Beunruhigung. Wir hören, daß vorläufig beabsichtigt wird, die An⸗] das 
ne den Fractionen zu befprechen, um ſich darüber zu ver- 
ändigen, ob im Wege einer Interpellation oder bei der Berathung des 
Cultusetats Aufklärung über die Auslaſſungen des halbamtlichen 


[Die Etats der Reichspoſt⸗ und 
Telegraphen⸗Verwaltung und der Reichsdruckerei.] In 
dem Etat der Reichspoſt⸗ und Telegraphen⸗Verwaltung beträgt die 
Summe der Ausgaben 117,044,100 M., dagegen die Einnahmen 
132,709,645 M., mithin ein Ueberſchuß von 15,665,545 M. und 
nach Abzug der einmaligen Ausgaben mit 2,599,950 Mark von 


noch jüngeren Mitangeklagten ft das erſte Mal vor dem Strafrichter. 
wentariſchen und ſonſtigen politifchen Kreiſe bildet ſeit geſtern der] A e ‚Hichen daB Erf -IIRnL bar nam Erraiplen-]] 
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Durch elben zu erwarten 
biefigen oberſchleſiſchen Landgeſtüt 102 Beihäler; darunter 


Vollblut⸗ 


Serbe in 4 Abtbeilungen nach ihren Stationen ab. dem Geſtüt ſelbſt 
verbleiben nur 2 Beſchäler, 3 Reſervebeſchäler und 4 Klepperpferde. 


© Beutben, 15. Jan. [Feuerwehr. — Städtiſches Kranken⸗ 
baus. — Kreisblatt] Bei der ſtädtiſchen freiwilligen Feuerwehr find 
in die erſten Vorſtandsämter, nach den in der General⸗Verſammlung vom 
12. d. Mts. vorgenommenen Wahlen, die Herren Bürgermeilter Küper, 
als Vorſitzender, und Tapezier Großmann, als Branddirector, für das 
Jahr 1880 wiedergewählt worden. Die anderen Vorſtandsämter haben 
nur inſofern einige Aenderungen erfahren, als von den Herren Hotelier 
omnitz und Schloſſermeiſter Götzler, die ſchon früher innegebabten 
Stellungen als zweiter Brandmeiſter und reſp. als Spritzenmeiſter wieder 
übernommen wurden. Neben der Vorſtandswahl und geſchäftlichen Mit⸗ 
theilungen ſtanden ferner Anträge auf Abänderung der Statuten zur Be⸗ 
rathung. Es bezwecken dieſe Anträge u. A., daß der Vorſtand ſtatt wie 
bisher alljährlich, künftigbin auf dreijährige Dauer gewählt werden ſoll, 
doch ſind bei der Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes dieſe Abänderungen zu⸗ 
nächſt einer Commiſſion zur Prüfung überwieſen worden. — Im ſtädtiſchen 
Krankenhauſe haben im vorigen Jahre, einſchließlich eines aus dem Jahre 
1878 überkommenen Beſtandes von 122 Kranken, im Ganzen 1242 Kranke 
Aufnahme und Pflege gefunden. Das Jahr begann ungünſtig, inſofern 
gleich im Monat Januar die neue Aufnahme von 149 Kranken zu ver⸗ 
zeichnen war, eine Ziffer, deren se von keinem der folgenden Monate 
mehr erreicht wird. Von den Krankbeitsformen überwiegen die perſchiedenen 
Arten des Typhus, welche in faſt allen Monaten einen ſehr beträchtlichen 
Theil der Kranken ausmachen und den vierten Theil der geſammten 
Kranken⸗Aufnahme überfteigen. Insbeſondere trat dieſe Krankbeit in den 
Monaten Januar, Februar, Mai, Juni und Juli auf. — Mit Uebernahme 
des Kreisblattes für Rechnung des Kreiſes am 1. April v. J., war be⸗ 
kanntlich der Druck und Verlag im Submiſſionswege von dem Buchdruckerei⸗ 
Beſitzer Vo gi eritanden worden. Der Nachfolger des inzwiſchen von bier 
verzogenen Vogt hat indeſſen ſchon jetzt den Contract mit dem Landraths⸗ 
Amte wieder gelöſt, und zwar in Folge des geringen Extrages, welchen der 
Druck des Kreisblattes gegenüber den vereinbarten Druckkoſten abwirft, 
hervorgerufen durch die ſo oftmals wiederkehrende Veröffentlichung der Re⸗ 
gierungs⸗ und landräthlichen Verordnungen in Betreff der Rinderpeſt. Als 
re und Verleger figurirt gegenwärtig der Buchdruckereibeſitzer M. 

othmann. 


d. Gleiwitz, 14. Januar. [Aerztliche Unterfuhung, — Geſund⸗ 
beitszuſtand.] Bei einer heut vom Militärarzt Dr. Struve in Beglei⸗ 
tung des königlichen Kreis⸗Schulinſpectors Marx und des königlichen Kreis⸗ 
pbyſikus De. Heupimang in der hieſigen Simultanſchule vorgenommenen 
Augen⸗Unterſuchung der Schulkinder ſtellte es ſich heraus, daß 20 Kinder 
mit der egyptiſchen Augenkrankbeit behaftet waren und wurde die Entfer⸗ 
nung der kranken Kinder aus der Schule veranlaßt. — Der Geſundbeits⸗ 
zuſtand im Kreiſe iſt nach amtlicher Ermittelung ein durchaus günſtiger zu 
nennen; zumeiſt berrſcht Scharlach bei Kindern, beſonders im Amtsbezirk 
Tworog. Im verfloſſenen Quartal ſtarben bierorts 25 vom Tauſend der 
Einwohner, während in Brynnek ſich die Sterblichkeit auf 56 vom Tauſend 
am ungünſtigſten ſtellte. 


—m— Königshütte, 14. Januar. [Kirchliche Wahlen. — Stati⸗ 
ſtiſches.] In der am 4. d. in Leubuſcher's Saale ſtattgehabten Erſatz⸗ 
wabl für diejenigen Mitglieder des Gemeindekirchenratbs und der Gemeinde⸗ 
Vertretung der evangeliſchen Parochie Königshütte, deren Amtsperiode mit 
Ende des vergangenen Jahres abgelaufen war, find wiedergewählt worden 
in den Gemeindekirchenrath: Director In uerling⸗Friedens hütte, Director 
Menzel: Antonienhütte, Tiſchlermeiſter Sattlex⸗Königshütte, Bergrath 
Scherbening⸗Lipine, Hüttenmeiſter Schikoxa⸗ftönigsbütte und Hütten⸗ 
Inſpector Strabl⸗Georgsbütte. Die Wahlbetbeiligung war eine ſehr 
mäßige; denn von 1600 Wahlberechtigten nahmen nur 88 an dem Wahlact 
Theil. — In der evangeliſchen Parodie Königshütte find im Laufe des 
verfloſſenen Jahres 270 Taufen, 48 Trauungen und 187 Beerdigungen 
vorgekommen. 


—r. Loslau, 15. Januar. [Typhus. — Geſchenk.] Auf Requiſi⸗ 
tion des Herrn Reichen von Arco auf Groß⸗Gorzütz iſt der hie⸗ 
ſige Arzt, Herr Dr. med. Reich, nach vorgenanntem Orte gerufen worden 
und hat daſelbſt einen Typhusfall conſtatirt, welchen in ſeinen Erſchei⸗ 
nungen dem Hungeribypbus auf's genaueſte ähnlich ſiebt. Der Schwer⸗ 
kranke iſt in das Typbus⸗Lazareth des nahegelegenen Olſau überführt wor⸗ 
den. Weitere Maßregeln find getroffen. — Ein biefiger Tiſchlermeiſter hat 
an Se. Maj. den deutſchen Kaiſer einen Ausziehtiſch mit der unterthänigſten 
Bitte geſandt, ſolchen als Geſchenk huldvollſt annehmen zu wollen. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


zwar nicht einmal von den Zaghafteſten geglaubt; dagegen wurde von 
ſchen preußiſchen Offizieren mit der ruſſi⸗ 


nem zu 
Stamm + Prioritäten 112 —10½4—11 4. 
Speculative Bahnen weichend, 
Nur für Rumänen 


welchen Oſtbahn, Nordoſtbahn, Kaſchau⸗Oderberger und Lemberger ber 
vorzugt waren. Ruſſiſche Prioritäten gaben unter Realiſationen nach. Au 
zeigen große heimiſche Bahnen zum Theil kleinere Rück⸗ 

a, nur Oſtpreußiſche 


für Rheinl. — 0,50, Deutſche Bank — 520 Darmſt. — 80, Beaver. 
verein (— 8), Leipziger Credit — 0,50. Montanwertbe zum Theil beſſer. 
Bochumer Bergwerk + 5, Arenberg + 2, Marienhütte + 3, Weſtf. Union 
St.⸗Prior. + 1, Phönix A. — 1%, Aachen⸗Höngen — 3, Linke — 1. — 
Geld in Privatdiscont 444; fremde Wechſel ziemlich feſt. 

Courſe um 2% Uhr: Feſter. Ereduactien 512,00, Lombarden 148,00, 
Framoſen 466, Reichsbank —,—, Disconto⸗Comm. 186,00, Laurahütte 
127,75, Turken 10,30, Italiener 80,12, Oeſterr. Goldrente 71,12, 1860er 
Looſe ——, Dortmunder Union 112,00, Oberſchleſiſche —, —, Uungariſche 
Goldrente 84,25, Oeſterr. Silberrente 61,12, do. Papierrente 60,12, 5proc. 
Ruſſen 88,00, neue —, Köln⸗Mindener 143,75, Rbeiniſche 152,25, Bergische 
93,00, Rumänen 44,12, Ruf. Noten 210,75, Ruſſ. Anleihe, alte —, Galizier 
, I. Orient⸗Anleihe —.—, U. do. 58,62, III. do. 58,62, Weimas 
riſche Bank —,—. - : 

Coupons. (Courſe nur für Bolten.) Oeſterr. Silberrent.⸗Cy. 171,85 bez., 
do. Eifendahn⸗ Coupon 171,85 bez. do. Papier in Wien zahlbar min, 
40 Pf. k. Wien, Amerik. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,17 bez., do. Eiſenbahn⸗Prior. 


4,17 bez., do. Papier⸗Dollarz 4,17 bez., 6 New⸗York⸗Eity 1. 25 . 


ehörden, ſowie die Einwohner unſerer Stadt zeigen Aufl. Central ⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier und derl. min. 7 


Re Sttgenentommen. ja Wee Unternefiten, wesbalb die 
iſt. — Am morgigen Tage gehen von 
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TT 
Berlin, 15. Jan. Dem Abdgeordnetenhauſe ging die Vorlage far em u Sa 55 


zu, betreffend den Erwerb der Nheiniſchen und der Berlin⸗Potsdam⸗ Obollerah good ner 5, Wale m l. fa 0 
Magdeburger Bahn nebſt den bezüglichen Denkſchriften. Er 6% D A 67, 
Köln, 15. Jan. Der Hauptgewinn der Dombau⸗Lotterie ‚fiel bei] good fair 6%, Domra good 6%, Scinde fair 4%, Beng 


d fair 5¾, Madras Tinnevelly fair —, Madras Tinnevelly good fair 6% 
f der heute begonnenen Ziehung auf Nr. 171,450. 0 ar ras Tir ‚Zinnebell hi 
3 1 adras Weſtern fair 5%, Madras Weſtern good fair 5%. 

Berliner Börse vom 15. Januar 1880. - in e 60 9 1 5 > er 8 55 ‚Auguflen- 8 Der, 15 . 8 a 1 übe , a Seien gg 
er rt Nzuag = arte ot urg wird auf Da 0 mkenau eſien erge wache reiſe unver rmine ruhig, per Frühjahr 
ar Bien, ME d o e e Daaden Ae 8 05 ede pr e e Aa em 10 
eee 40. „B Wien, 15. Jan. Der Heeresausſchuß der ungariſchen Delegation 5 Bar N l N 

do doo. 1870 4 | 9725 b Londen 1 Latr . 3 3 | 20,24 ba enn meter niedriger. Eisſtand unverändert. 
Blants-Bchuldschöine 1 9299 da Paris 100 ch none. 8 % 2035 be hat die Verpflegungskoſten für die Armee unverändert genehmigt und Paris, 15. Januar, Nachm. [Producten markt (Schluß bericht) 
Präm.-Anleihe v. 1885 31% 14,50 bz Warschau 100 SR. . 8 T. 121030 ba der Militärverwaltung für ihre vorſichtige und öͤkonomiſche Koſten⸗ Weizen weichend, ver Januar 32, 50, ver Februar 32, 50, per Wa 
FFF Ta (17225 d aufſtellung feine Anerkennung ausgeſprochen. Zugleich wurde be⸗ 0 e en 0 25 5e 90 e 
„Berliner 108, Eur Se 5 r per Februar er „Apr „ 25, per rz⸗Juni 70, 25. — 
r Fi 980 de ab. 70 Thnler-Loose 271.18 be [teten bed des he 9 ae . Rübdl matt, ver Januar 80, 00, per Februar 80, 00, per . 
3 do De 412 102,80 bz Badische 35 D 95 8 titelwe ſe zu votiren, fondern — dem ne 9 80, 25, per Mai⸗Auguſt 81, 00. — Spiritus rubig, ver Januar 69, 30, ver 
nenne g ſelgenprczr Loose’161,16 b entſprechend — eine Pauſchalſumme zu bewilligen. IZebruar 69, 00, per Marz⸗April 69, 25, ver Mal⸗Auguſt 68, 75. 
e Schlosische, . 21 % 92 70 1 1 1 Peſt, 15. Januar. Abends. Dem Warnungsplacat des Stadt⸗ Ale 5. 8 Ju * e BR Me: 55 % Januar De 92 
Lndschaftl.Centra 3,10 bz ueaten — — 2 128 Ab in den Straßen ar. 65, r. pr. Januar per 100 Kilgr. 5 eher Zucker 
(eee: [9980 © ee wee . a 5 en i den Angel 5 Pe bebanpte, a5. 7825 Kier. der Januar 75, 75, ber Februar 75, 50, 
Bee 8,20 b i — — us. n. 210,75 52 : > 2 5 0 
5 Preunsische ... in 9850 0 . der beiden geſtern Gefallenen liegen, große Volksmaſſen an, welche sass 15. Januar. Havannazucker Nr. 12, 27. Ruhig. 
1 Weatfäl; u. Bhein.d 8 Ae BtREEe AR. heftig lärmten, die Gaslaternen und Fenſter e e 17 — * era ID. Sg rain 4 Ubr Bote. ge me 
ischo 4 | 99.50 Yid. pro — i ritt feſt, aber vorſichtig ein und ſucht ein Blutvergießen] Markt. uß bericht.) Raffinites, Tope weiß, loco 18% bez. u. Br. 
aue. an la . e ee t e möglich n rneben us he Sage nder wien Ve der Sede 20) Br. weed 
erigel „Anl. 33, * EN — 4 102²˙1 8 1 . . e e . Schlus a 
a nina b  [Berlin-Drenden : Ne 4 150 ba Peſt, 15. Januar. Ein Aufruf des Stadthauptmanns deutet] Standard möite 1 7,40, be Nil 7.145 per Ni Abet) ge 
Bächs, Rente von 187613 U. Bertin Hamburg. 10% 1 80 darauf hin, daß bei den 1 155 7 8. * W 7 5 Auguſt⸗December 8, 50. Alles Brief. 
Hypotheken-Certificate. re 28 71 11250 das ſtörungen auch fremde rbetter die Hand im Spiele gehabt haben, Serlin, 15. Januar. [Probucten⸗ Bericht.] Das Wetter iſt ſehr 
e 4% 3 Böhm: Westbahn.| Sl. 915 92,00 0 und ermahnt dieſelben, die Geſetze des Landes zu achten, in welchem] ſchön heute, aber die Temperatur iſt auf elliche a unter den Geſrier⸗ 
"a0. do. 104,50 dag [Brenl-Freib.... ö 8 f fe a ihnen Brot gegeben werde. Die Abendblätter richten Warnungen punkt gefallen. Die auswärtigen Berichte lauten in ziemlich bohem Grade 
e , , , Ginfluß auf ben biefigen Getreiner 
Kündbr, Oent-Bod..Ör. 30 — — Ga a 9 g e Aufforderung die Mittheilung hinzu, daß die allerſtrengſten milltäriſchen Markt auszuüben nicht berjeßlt: Moagen d mur au. ermäßigten reien 
Enkündb. do. (1872) 10% bzB 177 Aitenb.’| 0 o 4 63.70 etbza verkäuflich geweſen; das nicht unbedeutende Angebot auf Termine, meiſt 
ee le Fine 10525 b Kasem derbe? = 5 830 d Maßnahmen angeordnet ſeien. wohl Realiſirungen, hat zu leidlich regem Umſatz geführt. Waare ift ver⸗ 
5 F * kronpr. Rudolfb. 5 — |5 | 65,40 ba Luxemburg, 15. Jan. In der heutigen Sitzung der Stände: nachläſſigt, doſchon nur wenig Offerten im Markte find. — Roggenmehl 
36. t. Em. do. 6 110525 b. le. ener. ( ö. 1 025 b versammlung richtete der Abg. Pescatore die Anfrage an die Regie: flauer. — Weizen merklich billiger mit mehr Umſat. Verkäufer, anfänglich 
Gn n Nor. % | 00,75 @ _ [Magdeb.Halberst.| Hy |6 4 11809 des rung, ob aus der erfolgten Ernennung eines biplomatifchen Vertreters | wenig geneigt, auf die ſchlechteren Gebote einzugehen, find. ſpater aerüniner 
An fandbr. . 5 | 97,25 b Mainz-Ludwigsh. .| 4 1 88550 bz geworden. — Hafer loco ſchwach preishaltend, Termine niediger. — Rüböl 
n n 46 les» Niederschl-Märk..| 3, |4 4, 1.9915 B Englands bei dem Könige als Großherzog von Luxemburg geſchloſſen] in beſchränktem Verkehr, aber im Wertbe behauptet. — Petroleum matt. — 
do. do. „i En 110080 0 . b %, S f 50 werden dürfe, daß die Vertretung des Großerzogthums Luxemburg] Spiritus matt eröffnend, erlangte wieder mehr Feſſigkeit, weil Waare nicht 
re EL Er 11860 bad 1] Qestarki"Rr.iBtaR. ra hal 18.0469 [dem Auslande gegenüber wieder von Holland übernommen worden] den mae ee ee angeboten iſt. Nahe Sichten ſchließen 
Ble Pf. rlerIbr. m. 110 5 108,30 bag est. Noräwestb.. 2 ne icht in ber gegen geſtern eher etwas beſſer. i 
e e, e lage jest eine Antmon zu eehte fe werte antworten, [ol ge eee. N al Mit pre 100 Ss nad Dustin üfemen 
a est B.- Cr. Ce. 110175 8 Baabe! Z 6490 Br, Er 3 0 5 1 ue m 15 A e N EN bez., 5 25 — 
6s'Bodench-Pfdbr. 5 104,00 chenberg-Par ae] ee . ö — Mar er April⸗Mai 1 5 Dark bez., per Mai⸗Juni 
Rn 4525 er 210678 fas in nee 1 1 [9620 bın Nom, 15. Jan. Senat. Pepoli Majorana iſt für den Re⸗233½—232 Mark 75 Gekündigt — tr. Kündigungsvreis — Dart, — 
b Bad. gde 9 F gierungsentwurf betreffs Abſchaffung der Mahlſteuer. Pepoli hebt 10 loco an 8 M. pro 1000 Kilo nach D ruſſiſcher 
täsdische Fouds. Schwe, Westbahn), | 4 1980 bs | hervor, das Budget habe ſich in den letzten Jahren bedeutend ge⸗ 170% M. ab Boden, inland. — Mn feiner inländ. 178175 Mart ab 
Ausländisc 1 Stargard-Posener.| % | — 4510300 B Bahn bez., per Januar und Januar: Februar 1704-170 M. bez., per Fer 
Oest. 8 . 09 ba 7 nüringer Lit. AS” — (4 18525 b beſſert, doch können noch große Erſparungen eingeführt werden. bruar⸗März 171170 M. bez., per April⸗Mat 1734175 M. bez. und 
a0. Geldreute . 4 70 ben [Warschau-Wien . 14 125150 ba Boccardo glaubt, wenn das Budget einen Ueberſchuß ausweiſe, follte 15 8 72 400 N. be . Ju bez. u. n En 
Re Hs ä derſelbe zur Abſchaffung des Zwangscourſes verwendet werden. per Juni-Juli 169— ez, per Juli⸗Auguſt 166—165% Mark bez. 
Ani. 5,50 Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien, erſelbe zu 9 9 N ) e { 
4e. a e e 80.8 112840 de fee Pede ..10. | — [5 89 dg Paris, 15. Jan. Kammer. Banoryaſſon interpellirt die Re; | Gelündigt 1000 Cr. Kündigungspreis 170 M. — Gerste löse 17205 
do, Gredit-Loose. 1 — 2 lan Berlin Görlitzer. 1 1 = B 70,15 bz@ gierung über die Abſetzung der 68 Maires in der Vendee welche an Rai 7 0 ac — 9 — der, 146 aden N n 
do. 64er Loose... . .| fr. 302,15 bz N 0 — 6 42,40 b2G 4 nalität gefor rumäniſcher — Ma „ amerikaniſcher — M. a 
Buso. Pram-Anl J f 14876 ba ede Seen. | — 5. 1,8150 820 dem Banket der Legitimiſten theilnahmen. Miniſter Lepere erklärt, Babn bez. Gekünzigt — Cir. Kündigungsprels — Marl. . Hafer 190 
40. Ortent-Anl. v. 877 6860.40 be F 2 f= 3500 das die Regierung habe das Recht, regierungsfeindliche Kundgebungen zu | 135—157 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußi⸗ 
do. II. 40. v. 18285 58,0 ba Märkisch- Posener 5 — 5 99,00 etbzB drück Die K b ſchlo it 367 gegen 86 Stimmen ſcher 142—145 Mark bez., ruſſiſcher 140 bis 144 Mark bez., vommerſcher, 
„ HI. de. ists s 5856020 ba Magdeb. Halberst. 4% % 34% 88.25 da@ unterdrücken. ie Kammer beſchloß m geg dlenburgischet und uckermärliſcher 147.151 Mart ber, ichlelſcher 145 
0. r 18 * do. Lit. C. 38 5 118,90 baG einfache Tagesordnung und nahm den Antrag Pascal Duprats an, bis 181 Platt bez., böhmiſcher 147 bis 150 Mark, fein. weiß. ruſſiſcher 
40. Cent. Bod. Gr.-Ffb. 6 1750 @ RE u eh 24 | [5 | 6800 bes die Berathung der Zolltarife zu vertagen. Gambetta theilte mit, 148-150 Mark ab Bahn bez., per Januar — Mark bez., per April⸗Mai 
eln. Pede. ill n. u bz Kaner } Een re morgen finde eine Sitzung Poe W der 1 149 Mark bez., per Dei uni en 0%, e bei Are; = Etr. 
Poln. Liquid. Ffandbr. 1 | 56.25 b gal Bahn 0 % s 400 b der Miniſter. Der Senat wählte General Ladmirault zum Bice- | Kündigungspreis — Mark. — Erbſen, Kochwaare, 170— —Jutter⸗ 
Amerik. rückz. p. 1881 101 90 bs Weimar-Gera . 0 10. 15 28.75 bz@ t die Wahl waare 157 bis 168 Mark. — Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert 
do. 80 Auleihe- 0 10100 @ — — — 00 | präfidenten. Ladmirault weiger ſich, die Wahl anzunehmen. N 00: 32.50 bis 80.00 Mr. be 0. 3000 big 29.00 
K ee b er | 00 8 Bank-Papiere. Paris, 15. Jan. Deputirientommer. Zum T / Biogienmehl: pro 100” Kilß 
Rumänische Anleihe : | — — aug Darkane 2 J — f 16700 0 denten wurde Civrac von der Rechten gewählt, zu Quäſtoren wurden] Br. unverſteuert incl. Sack Nr. O: 25,50 bis 2450 M. bez. 
Türkische Anleihe 0 8440 ben Bert Handels Ge 07° — 14 110860 bs de Mahy und Marg aine wiedergewählt, als dritter Duäftor ging an Spiritus‘ eco obne Jaß 60,1 M. des, ver Januar 59,8--60,1 Mark 
do. Loose u. p.8t ) fr. 126225 baG Erl. Prdeu. Hdis. . 0 — |4 | 26,25 8 Stelle Gaillp's (vom linken Centrum) Madier de Montjau von der bez., per 1 59,8—60, Mark bez., ver April-Mai 6,161 
Ung.508t,Eisnb.-Anl./5 18400 ds Brauneche. Bank) 35 ren 5 d dieſer bis 61,2 M. den, ver Mai⸗Juni 61,3 —61.2—61,4 M. bez., per Juni⸗ 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — Brosl. Dise: Bank. 3 — |4 450 58 fäußerſten Linken aus der Wahlurne hervor. Nach Erledigung dieſer uli 62,1—62—62,2 Mark bez., per Juli⸗Auguſt 63,1—63 M. bez., per 
8 Aa 8 417 u 89.00 Wahlen ergriff Gambetta das Wort und ſprach der Kammer feinen uguſt⸗September 63,2—63—63,2 Mark bez. Helundigt — Suter. Runde 
erte eee e ere e nie © tiefſten Dank für die Ehre aus, die fie ihm durch feine Wiederwahl] gungsvreis — M. g 
Elsenbahn-Prloritäts-Actien. I Darmst. Creditbk.| 6% | — 4 |141,00 bz ; 5 ügte die Verſicherung hinzu, daß er. feine ganze ET I EIER se 
Berg.Märk. Serio Il. 00 B benen en Sl S f 110525 den  ferwielen habe, er fügte die Verſicherung Hinzu, daß e ganze] e Breslau, 16. Jan., 9% Udr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am heu⸗ 
40. . . 4% 10 25 b, che ehebank 68 — 43164 bas Thätigkeit, Einſicht, Feſtigkeit und Aufmerkſamkeit der Kammer wid: tigen Markte war im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei maßigem Anz 
do, Hess, Nordbahn 5 1015 bi do.Hyp-B.Berl, il ze Te Re ee werde. j gebot Preiſe fait unverändert. 100 Nil leis RN 
Berlin elt . .. % 90 el gun — f 18700 8000 London, 15. Januar. Der wegen des Mordverſuchs gegen den e 000 Mat er 2920.30 bis 21 5 Aa 2 175 Sorte 
do. Lit. G. 4½ 99,75 ba Genossensch.-Bnk.| 5½ f— 4 |111,50 6 Geiſtli St. t te S d t 00 2 8 „ „ 7 N 
Bresl Frelb. Lt LEE. 4½ 10200 B dd. junge. 516 | — la 10 48 8 katholiſchen Geiſtlichen von St. Peter verhaftete Schoſſa ſtand heute über Notiz bezablt. 
di, a, 6 410200 b. (ou. Grundcredb. „% Ra SC et dem Polizeigericht. Derſelbe bezeichnete ſich als ſchweizer Landes: Roggen, bei ſchwächerem Angebot ruhig, pr. 100 Kilogr. 15,80 bis 
3 Ei 1 06 bad 5 Vereine. zu 2 ER angehörigen. Schoſſa wurde vor die Aſſiſen verwieſen. * 5 cache luft 1 100 iber. 1850 m al weiße 16,80 
. . y 2 . .. ver ie) 7 . . 1 
io. von 1er [10500 D ee e 2. — f 0 6 a Seed — . Zeitung, „is 17:20 Dart. 2 * 410 mir 
n e ie Ai N x ofen, 16. Jan. omherr Derszewski zu Gneſen, Generale] Hafer ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. 12, „80—14,10 Mark. 
ä LLit.A.4 | 97,50 6 Leipz. Ored.-Anst,| 6% 4 1143.00 etbz@ „ ) „ er : ng, ar . 
ee 50 4% 19780 6 Luxemburg, Bank ma |— 14 119425 d olcar und Official der Erzdibceſe Gneſen, Hausprälat des Papftes,| Mais in rubiger Haltung, vr. 106400 80h Me 

a nn ee ee be, id getern im 76, ecbenshahre geiorben. VVV nen 

5 . [41/2110 Yordd, Bank ... — 11 et — — m. — — — . 2, 2 k 555 
1 His 100 20 8 e 0. — 8400 526 Telegraptiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. Bohnen in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. 19,50—21,09— 22,00 M. 
Märklach-Bosener » „| n e (W. T. B.) Paris, 15. Januar, Abends. [Boule vard⸗Verkedr.] 3% Lupinen nur feine Qualitäten preishaltend, pr. 100 Kilogr. gelbe 
Nlederschles.-Märk. I. 4 99,25 B Oest, Cred.-Actien] 8¼ | — (4 51250.812,00 O. 8 1 u . 79, 60 17.808 8,90 Mart, blaue .7,60—8,20— 8,60 ark. 

do. do. II. 4 | 98,00 B PosenerPro.-Bank| 4 — 4 [109,50 B Rente —, —, Anleihe von 1872 116, 60, Italiener 79, 60, eſter⸗7.80—8,40—8, art, 100 Kilo 187 i 
4%, pkk 10000 B Pr. Bed. regen, 6 | — f | 5975 des f reichiſche Goldrente —, —, Ungar.) Goldrente 84.—, Spanier exter. —| Wicken ohne Aenderung vr. 100 Kilogr. 13—13,50--14,20 Mark. 

e eee, , l dene ven 1005 2 abe Orient =, . Sgſegleiz b kee 
1 . D 2 { 5 —,. — den —, —, Türkenlooſe —, —. aglein ohn 5 3 R 
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eodor Konietzko, 
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